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A. Problem 

Es wird die Befürchtung geäußert, daß für den Fall, daß 80 v. H. der 
Mittel für die Strukturfonds der Förderung der Entwicklung und 
der strukturellen Anpassung der Regionen mit Entwicklungsrück-
stand dienen, für die weiteren Ziele die Mittel nicht ausreichen, um 
strukturschwache Gebiete in der Bundesrepublik Deutschland an-
gemessen zu berücksichtigen. 

Darüber hinaus wird das bürokratische Verfahren beanstandet, 
das trotz der realen Verdoppelung der zur Verfügung stehenden 
Mittel bis 1993 nicht zu der damit gewünschten Effizienzsteige-
rung führen würde. 

B. Lösung 

Aufforderung an die Bundesregierung bei der Verabschiedung der 
Koordinierungs-Verordnung und bei den anstehenden Gesprä-
chen darauf hinzuwirken, daß den Anliegen des Deutschen Bun-
destages Rechnung getragen wird. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß sich der Allgemeine Rat am 21. November 
1988 auf eine gemeinsame Haltung zu den anliegenden vier Durchführungs-
Verordnungen zur Reform der Strukturfonds geeinigt hat. Damit wurde die Re-
form der Strukturfonds, die durch die Verabschiedung der Rahmen-Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 unter deutscher Präsidentschaft maßgeblich mitbestimmt 
wurde, weitgehend zum Abschluß gebracht. 

2. Der Deutsche Bundestag würdigt die integrationspolitische Bedeutung der Re-
form der Strukturfonds und die Mittelaufstockung als positiven Beitrag für die 
Verwirklichung des Binnenmarktes. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, darauf hinzuwirken, 
daß deutsche Problemregionen bei der Förderung im Rahmen der Ziele 2 und 5 b 
und soziale Maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der 
Ziele 3 und 4 angemessen berücksichtigt werden. 

4. Der Deutsche Bundestag hat mit Bef riedigung die Erklärung der EG-Kommission 
bei Verabschiedung der Rahmen-Verordnung im Juni 1988 zur Kenntnis genom-
men, daß die Kommission die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten berücksichtigt, 
wenn diese aufgrund des Prinzips der Dezentralisierung eine eigenständige Re-
gionalpolitik im Rahmen der Vorschriften der Artikel 92 und 93 EWG-Vertrag 
durchführen. 

5. Der Deutsche Bundestag betrachtet mit Sorge das in der Koordinierungs-Verord-
nung vorgesehene schwerfällige, bürokratische und zentralistische Verwaltungs- 
und Kontrollverfahren und fordert die Bundesregierung auf, bei den anstehenden 
Gesprächen über die Vereinfachung von Durchführungsbestimmungen auf Re-
gelungen hinzuwirken, die sicherstellen, daß die erwünschte Effizienzsteigerung 
bei der Verwendung der Finanzmittel durch die vorgesehenen Verfahren tat-
sächlich erreicht wird. 

Bonn, den 30. November 1988 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland 

Vorsitzender 

Dr. Gautier 

Berichterstatter 



Drucksache 11/3652 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Anlage 

Flankierende Politiken 
Reform der Strukturfonds 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 hinsichtlich der Koordinierung der Interventionen der verschiedenen Strukturfonds 
einerseits und zwischen diesen und den Interventionen der Europäischen Investitionsbank 
und der sonstigen vorhandenen Finanzinstrumente andererseits 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 hinsichtlich des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 hinsichtlich des Europäischen Sozialfonds 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 hinsichtlich des EAGFL, Abteilung Ausrichtung 
(Vorlagen der Kommission) 

Flankierende Politiken 
Reform der Strukturfonds 

I. Die Entwicklung der flankierenden Politiken: 
Die nächste Stufe 

Der Rat hat innerhalb der in Artikel 130 d des Vertra-
ges vorgesehenen Frist am 24. Juni 1988 einstimmig 
die Gesamtverordnung zur Reform der Strukturfonds 
der Gemeinschaft verabschiedet. 

Auf der Grundlage der in dieser Verordnung nieder-
gelegten Grundsätze und allgemeinen Bestimmun-
gen ist nunmehr die vorgesehene Reform möglichst 
rasch durchzuführen, damit sich die Tätigkeit der 
Fonds mit Beginn des Jahres 1989 nach neuen Leitli-
nien für die flankierenden Politiken richten kann. 

Im Hinblick darauf unterbreitet die Kommission im 
Anschluß an die Verabschiedung der Gesamtverord-
nung dem Rat die beigefügten Vorschläge zur Durch-
führung von Artikel 130e des EWG-Vertrags. Es han-
delt sich dabei um sämtliche in Artikel 3 Abs. 4 und 5 
der Gesamtverordnung erwähnten Durchführungs-
beschlüsse zu der Reform in Form von vier Verord-
nungsentwürfen: 

— eine „horizontale" Verordnung, in der die Bestim-
mungen für die Koordinierung zwischen den 
Fonds und zwischen diesen und der EIB und den 
sonstigen Finanzinstrumenten sowie alle sonstigen 
gemeinsamen Durchführungsvorschriften für die 
drei Fonds festgelegt werden; 

— eine Durchführungsverordnung für den Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung, die nach 
Artikel 130 e Abs. 1 des Vertrages zu erlassen ist; 

— eine Durchführungsverordnung für den Europäi-
schen Sozialfonds; 

— eine Durchführungsverordnung für den Europäi-
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung. 

Die Kommission hat ihre Vorschläge für die Durchfüh-
rungsbeschlüsse gemäß Artikel 130e nach folgenden 
Grundsätzen aufgestellt: 

— Die in der Gesamtverordnung niedergelegten all-
gemeinen Vorschriften sind zu präzisieren, um den 
nationalen Behörden und Empfängern die erfor-
derlichen Leitlinien zu geben, während der Kom-
mission gleichzeitig genügend Spielraum belassen 
wird, um die Fondsbeteiligung auf die spezifischen 
Bedürfnisse zuzuschneiden; 

— die operationellen Verfahren der Fonds sind zu 
vereinfachen und zu harmonisieren, wobei soweit 
möglich gemeinsame Vorschriften für allen drei 
Fonds gemeinsame Angelegenheiten wie Zahlun-
gen und Kontrollen festgelegt werden sollten; 

— die in Artikel 3 Abs. 3 der Gesamtverordnung er-
wähnten Durchführungsvorschriften sollen für 
eine effektive Koordinierung der Tätigkeit der ein-
zelnen Fonds, der EIB und der sonstigen vorhan-
denen Finanzinstrumente auf operationeller 
Ebene sorgen; 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680/0 — E — Str 10/88 — vom 3. Oktober 
1988. 
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— die spezifischen Aktionen und Politiken der einzel-
nen Fonds sind in den drei Fonds-Verordnungen 
im einzelnen niederzulegen. 

Bei der Durchführung der flankierenden Politik mißt 
die Kommission der gemeinsamen Aktion der Struk-
turfonds, der Europäischen Investitionsbank und der 
sonstigen Finanzinstrumente besondere Bedeutung 
bei. Die Beteiligung der Gemeinschaft muß so kosten-
wirksam wie möglich sowohl über Zuschüsse als auch 
Darlehen gewährt werden. 

IL Die horizontale Verordnung: 
Gemeinsame Bestimmungen für 
Koordinierung und Management 

1. Koordinierung 

Die vorgeschlagene Verordnung enthält die klare 
Verpflichtung für die Kommission, für eine effektive 
Koordinierung zwischen den Fonds, der EIB und den 
übrigen Instrumenten auf allen Ebenen zu sorgen. Da 
die Fonds auch in Zukunft rechtliche und budgetäre 
Autonomie und gleichzeitig eine enge Verbindung zu 
den spezifischen Politiken, denen sie dienen, haben 
werden, ist es wesentlich, daß man bei der Durchfüh-
rung nicht das angestrebte Vorgehen im Rahmen der 
fünf prioritären Ziele aus dem Auge verliert. 

In der Verordnung werden außerdem die Kriterien für 
die Auswahl der Gebiete präzisiert, die im Rahmen 
des Ziels Nr. 5 b (ländliche Entwicklung) von den drei 
Fonds gefördert werden können. Außerhalb der Re-
gionen mit Entwicklungsrückstand sind allerdings 
nach dem Grundsatz der finanziellen Konzentration, 
der der Strukturfondsreform zugrunde liegt, und in 
Anbetracht der relativ begrenzten Mittel, die für das 
Ziel Nr. 5 b zur Verfügung stehen, die ländlichen Ge-
biete, die für eine finanzielle Beteiligung der Gemein-
schaft in Frage kommen, nach Prioritätskriterien aus-
zuwählen, insbesondere nach dem Grad ihres ländli-
chen Charakters und ihrem wirtschaftlichen und land-
wirtschaftlichen Entwicklungsstand. 

Um den heterogenen Problemen, denen der ländliche 
Raum gegenübersteht, mit den Gemeinschaftsinter-
ventionen flexibel begegnen zu können, werden wei-
tere Kriterien berücksichtigt (Randlage, Entvölke-
rungsgrad usw.). 

2. Partnerschaft, Planung und Programmierung 

Die in dem Gesamtvorschlag skizzierten und in der 
horizontalen Verordnung konkretisierten Verfahren 
werden die Grundlage für eine dezentralisierte Ver-
waltung der Fondsbeteiligung und eine echte Partner-
schaft auf lokaler, nationaler, regionaler und gemein-
schaftlicher Ebene sein. Die Initiativen auf diesen 
Ebenen, die, falls erforderlich, durch Initiativen der 
Kommission ergänzt werden, sollten durch die Pro-
grammierung erfaßt und kanalisiert werden. Am 
deutlichsten wird die Partnerschaft bei der Ausarbei-
tung und Durchführung der gemeinschaftlichen För-
derkonzepte und operationellen Programme zum 
Ausdruck kommen. In diesem Zusammenhang hat die 

Kommission die feste Absicht, die Unterstützung so 
wirksam und unbürokratisch wie möglich zu planen 
und zu gewähren. 

Nach den neuen Verfahren werden die Mitgliedstaa-
ten Pläne für die prioritären Ziele unterbreiten. In die-
sen Plänen werden sie in knapper, aber konkreter 
Form ihre Prioritäten und Aktionen sowie ihre Absich-
ten hinsichtlich der Verwendung der Gemeinschafts-
mittel darlegen. 

Die gemeinschaftlichen Förderkonzepte, die ebenfalls 
in knapper, aber konkreter Form festgelegt werden 
sollen, werden die Prioritäten erkennen lassen, die auf 
Gemeinschaftsebene den von den Mitgliedstaaten 
vorgeschlagenen oder auf Gemeinschaftsinitiativen 
beruhenden Aktionen beigemessen werden. Auf der 
Grundlage dieses selektiven Vorgehens wird die 
Kommission sich auch darum bemühen, daß die in 
einem gemeinschaftlichen Förderkonzept angegebe-
nen Aktionen ein geschlossenes Ganzes bilden. 

Ein gemeinschaftliches Förderkonzept umfaßt einen 
Zeitraum von drei bis fünf Jahren. Dabei werden die 
zu finanzierenden Aktionen jeweils in einer Weise 
behandelt, die den einzelnen Zielen angemessen ist. 
In den gemeinschaftlichen Förderkonzepten wird 
skizziert, welche Programme und sonstige Maßnah-
men eingeleitet werden sollen, welche Fonds und son-
stigen Instrumente eingesetzt werden sollen, welche 
technische Hilfe und welche finanziellen Mittel benö-
tigt werden. 

Im Rahmen dieser gemeinschaftlichen Förderkon-
zepte können die Diskussionen zwischen der Gemein-
schaft und ihren Pa rtnern in spezifischen Fällen auch 
ergeben, daß ein integriertes Programm zweckmäßig 
ist. Bei einem integrierten Programm werden Syner-
gieeffekte zwischen den einzelnen Maßnahmen und 
eine organisierte Konvergenz der Anstrengungen der 
einzelnen Partner mit unterschiedlichen Interessen 
und Zuständigkeiten angestrebt. 

Die gemeinschaftlichen Förderkonzepte werden den 
betreffenden Mitgliedstaaten und sonstigen Partnern 
als Absichtserklärung übersandt und im Amtsblatt 
veröffentlicht. 

3. Aktionen, Begleitung und Bewe rtung 

Durch die gemeinschaftlichen Förderkonzepte wird 
die Bearbeitung der einzelnen Anträge auf Beteili-
gung beträchtlich vereinfacht, da die Ziele, der Um-
fang der finanziellen Gesamtmittel, die genaue Form 
der Beteiligung und der bzw. die beteiligten Fonds 
bereits in dem Förderkonzept festgelegt worden sind. 
Auch durch die Verwendung operationeller Pro-
gramme, die Kofinanzierung von Beihilferegelungen 
und die Gewährung von Globalzuschüssen wird die 
Planung und Durchführung spezifischer Maßnahmen 
dezentralisiert und auf die zuständigen Behörden in 
den Mitgliedstaaten übertragen. 

Die logische Folge dieser Vereinfachung und Dezen-
tralisierung wird eine Intensivierung der Begleitung 
und Bewertung sein. Die Erfahrungen, die bei der 
Verwaltung der verschiedenen Fonds und Finanzin- 
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strumente der Gemeinschaft gewonnen wurden, zei-
gen, daß die ständige Verfolgung der erzielten Ergeb-
nisse und, falls notwendig, eine Anpassung der Maß-
nahmen entsprechend den Bedürfnissen die einzige 
Art und Weise ist, in der sichergestellt werden kann, 
daß die Gemeinschaftsmaßnahmen zur Erreichung 
der Ziele wirksam sind. 

Die Kommission schlägt ferner eine beträchtliche Ver-
stärkung der Anstrengungen zur Bewertung der Effi-
zienz der Gemeinschaftsbeteiligung und insbeson-
dere, soweit dies angezeigt erscheint, eine regelmä-
ßige Bewertung ihrer makroökonomischen Auswir-
kungen in den betreffenden Regionen vor. 

4. Einfachere Finanzverfahren 

Durch die gemeinsamen Vorschriften dieser Verord-
nung über die Haushaltsverfahren soll der Haushalts-
vollzug für die Strukturfonds in Anwendung der revi-
dierten Haushaltsordnung vereinfacht werden. Die 
Diskrepanz zwischen den bestehenden Regelungen 
ist zur Zeit so groß, daß sie eine gemeinsame Aktion 
der Fonds behindern könnte. 

Durch eine Verbesserung der verschiedenen Rege-
lungen für Mittelbindungen, von denen wiederum die 
Zahlungen abhängen, läßt sich die Arbeit der Kom-
mission besser organisieren. 

Im Hinblick auf die generelle Ausführung des Haus-
haltsplans in ECU hat die Kommission auch den 
Grundsatz in die Verordnung aufgenommen, daß die 
Bewilligungen und Verbindlichkeiten der Gemein-
schaft gegenüber den Strukturfonds in ECU ausge-
drückt werden sollen. 

5. Harmonisierte Interventionssätze und 
Kombination von Zuschüssen und Darlehen 

Die Verordnung bringt eine wesentliche Verbesse-
rung für die gegenwärtig höchst unterschiedlichen 
Beteiligungssätze der Fonds durch einen stärker har-
monisierten Ansatz, der einerseits die Beteiligungs-
sätze für die potentiellen Empfänger vorhersehbarer 
machen wird, andererseits der Kommission jedoch 
auch eine Differenzierung der Sätze nach den in der 
Gesamtverordnung festgelegten Kriterien und in den 
dort festgelegten Grenzen gestattet. 

Damit nicht Projekte, die sich teilweise selbst finanzie-
ren könnten, übermäßig bezuschußt werden, kann 
nach der Verordnung die Höhe der Beteiligung in 
Form von Zuschüssen auf operationeller Ebene nach 
der Art der Investition und den Bedingungen, unter 
denen sie durchgeführt wird, bestimmt werden. In 
diesem Zusammenhang ist eine effektive Kombina-
tion von Darlehen und Zuschüssen ein höchst wichti-
ger Grundsatz für die künftige Arbeit der Fonds und 
wird eine aktive Zusammenarbeit mit der EIB und den 
sonstigen Finanzinstrumenten erfordern, namentlich 
bei der Festlegung des gemeinschaftlichen Förder-
konzepts. 

Ill. Die EFRE -Verordnung 

Gemäß Artikel 130 c des EWG-Vertrags ist es Auf-
gabe des Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, durch Beteiligung an der Entwicklung und 
an der strukturellen Anpassung der rückständigen 
Gebiete und an der Umstellung der Industriegebie-
te mit rückläufiger Entwicklung zum Ausgleich der 
wichtigsten regionalen Ungleichgewichte beizutra-
gen. 

Zunächst einmal sind diese Grundsätze durch die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2052/88 verwirklicht worden, in 
der es heißt, daß der EFRE zur Erreichung der Ziele 
Nr. 1, 2 und 5 b beiträgt. Ein zweiter wichtiger Schritt 
wird die Reform des EFRE selbst sein, die in der nach-
stehenden Verordnung mit den spezifischen Vor-
schriften zur Durchführung der EFRE-Maßnahmen 
verwirklicht wird. 

Durch die Reform der Fonds werden auch die 
Anstrengungen der Gemeinschaft zur Regionalent-
wicklung und Umstellung insofern erheblich wirk-
samer gestaltet werden können, als sie angemes-
sene Beiträge sämtlicher Strukturfonds und Instru-
mente zur Erreichung der Ziele Nr. 1, 2 und 5 b in 
Übereinstimmung mit den in der neuen EFRE-Verord-
nung enthaltenen regionalpolitischen Leitlinien vor-
sieht. 

In diesem Zusammenhang wird der EFRE selbst zur 
Vergrößerung des Wirtschaftspotentials der Regio-
nen, zur Unterstützung der Strukturanpassung und 
des Wachstums und zur Schaffung ständiger Arbeits-
plätze beitragen. Zu diesem Zweck wird er produktive 
Investitionen, Infrastrukturinvestitionen und Maß-
nahmen zur Erschließung des endogenen Potentials in 
den betreffenden Gebieten zusammen mit den erfor-
derlichen Vorarbeiten und begleitenden Maßnahmen 
kofinanzieren. 

Außerdem wird der EFRE auch weiterhin bei der För-
derung der Regionalentwicklung auf Gemeinschafts-
ebene mitwirken, namentlich durch Förderung der 
grenzübergreifenden Zusammenarbeit und des Er-
fahrungsaustausches. 

Die Kommission wird auch periodische Berichte über 
die sozio-ökonomische Lage und Entwicklung der Re-
gionen erstellen, um die Auswirkungen der Regional-
politik zu bewerten und Leitlinien für die künftige 
Politik aufzustellen. 

Auf operationeller Ebene enthält die vorgeschlagene 
EFRE-Verordnung insofern ein wichtiges neues Ele-
ment der Flexibilität, als der Fonds künftig sämtliche 
Formen der Unterstützung anwenden kann, die die 
Kofinanzierung operationeller Programme, nationaler 
Beihilferegelungen und angemessener Projekte bie-
tet, indem er Globalzuschüsse gewährt und techni-
sche Hilfe leistet sowie Untersuchungen zur Vorberei-
tung der regionalpolitischen Maßnahmen unter-
stützt. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/3652  

IV  Die ESF-Verordnung 
 

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates 
hat der Europäische Sozialfonds zu intervenieren: 

a) horizontal im Rahmen der Ziele Nr. 3 und 4 zur 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit und zur 
Erleichterung der beruflichen Eingliederung der 
Jugendlichen;  

b) nach den Regeln der regionalen Förderungswür-
digkeit in Zusammenarbeit mit den übrigen Fonds 
im Rahmen der Ziele Nr. 1, 2 und 5 b zur Förderung 
stabiler Arbeitsplätze und zur Entwicklung neuer 
Beschäftigungsmöglichkeiten für Personen, die ar-
beitslos oder von Arbeitslosigkeit bedroht sind. 

Im Rahmen des ersten Teils seiner Aufgaben flankiert 
der ESF die Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten 
zugunsten von Langzeitarbeitslosen und Jugendli-
chen. 

Im Rahmen des zweiten Teils seiner Tätigkeit kann 
der ESF dagegen namentlich in Regionen mit Ent-
wicklungsrückstand umfassender zugunsten derjeni-
gen Personengruppen intervenieren, die zur wirt-
schaftlichen Entwicklung der betreffenden Regionen 
und Gebiete beitragen, beispielsweise zugunsten des 
Personals kleiner und mittlerer Unternehmen, die im 
Hinblick auf die Einführung neuer Technologien oder 
die Anwendung neuer Betriebsführungsmethoden 
umgeschult werden müssen. 

Bei der praktischen Durchführung seiner Interventio-
nen wird der ESF seine Methoden namentlich durch 
die Einführung mehrjähriger Programme verbessern. 
Damit wird die Aktion des Fonds weniger punktuell 
und insofern kontinuierlicher, als sie in die mittelfristi-
gen Beschäftigungsstrategien der Mitgliedstaaten 
eingebettet sein wird. 

Der ESF beteiligt sich auch weiterhin an der Finanzie-
rung von berufsbildenden Maßnahmen und Beihilfen 
zur Einstellung und zur Existenzgründung. Um die 
durch die Vollendung des Binnenmarktes bewirkten 
Veränderungen im voraus zu erfassen, kann der ESF 
darüber hinaus begleitende Maßnahmen wie Unter-
suchungen, technische Hilfe oder Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Mitgliedstaaten oder zwischen 
Regionen unterstützen, ferner Maßnahmen zur Aus-
bildung von Arbeitnehmervertretern auf Gemein-
schaftsebene oder berufsbildende Maßnahmen neu-
artigen Charakters. 

Um den spezifischen Bedürfnissen der Regionen mit 
Entwicklungsrückstand gerecht zu werden, wird der 
Begriff der Berufsbildung auch auf den außerbetrieb-
lichen Teil der Lehre und die im nationalen Bildungs-
system vorgesehene Berufsausbildung nach Ende der 
Vollzeitschulpflicht ausgedehnt. 

Schließlich wird vorgeschlagen, auch weiterhin in 
Anwendung von Artikel 10 Abs. 1 der Gesamtverord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 Leitlinien ausschließlich für 
die ESF-Interventionen im Rahmen der Ziele Nr. 3 
und 4 festzulegen. Diese Leitlinien werden qualitative 
Kriterien umfassen, anhand deren die Prioritäten der 
Gemeinschaftsaktion bei der Festlegung der gemein- 

schaftlichen  Förderkonzepte  bestimmt werden kön

-

nen.  

V. Die EAGFL-Verordnung (Abteilung  
Ausrichtung)  

Nach der Gesamtverordnung (EWG) Nr. 2052/88 kon-
zentriert sich die Tätigkeit des EAGFL-Ausrichtung  
auf folgende Ziele:  

— Förderung der Entwicklung und der strukturellen  
Anpassung der Regionen mit Entwicklungsrück-
stand (Ziel Nr. 1) ;  

— im Hinblick auf die Reform der gemeinsamen  
Agrarpolitik  

a) beschleunigte Anpassung der Agrarstrukturen  
(Ziel Nr. 5a);  

b) Förderung der Entwicklung des ländlichen  
Raums  
(Ziel Nr. 5 b).  

Das Ziel Nr. 5 a „beschleunigte Anpassung der Agrar-
strukturen" hat insofern einen horizontalen Charak-
ter, als es das gesamte Gebiet der Gemeinschaft be-
trifft. In engem Zusammenhang mit der Reform der  
gemeinsamen Agrarpolitik verlangt der Prozeß der  
Agrarstrukturanpassung intensivere finanzielle An-
strengungen in Form von Strukturmaßnahmen in Ver-
bindung mit der Neuausrichtung der Agrarproduk-
tion.  

Bei der Anwendung der horizontalen Maßnahmen ge-
mäß Ziel Nr. 5 a wird den unterschiedlichen Situa-
tionen im Gebiet der Gemeinschaft durch eine ver-
stärkte Diversifizierung und insbesondere eine Diffe-
renzierung der Interventionssätze zugunsten der Re-
gionen mit Entwicklungsrückstand Rechnung getra-
gen.  

So ist eine Reihe bereits bestehender horizontaler  
Maßnahmen entsprechend den Vorschriften der Ge-
samtverordnung (EWG) Nr. 2052/88 bis zum 31. De-
zember 1989 anzupassen. Dies gilt insbesondere für  
die Maßnahmen zur Verarbeitung und Vermarktung  
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die durch die  
Verordnung (EWG) Nr. 355/77 geregelt werden und  
die im Hinblick auf eine stärkere Konzentration auf  
die Gebiete der Ziele Nr. 1 und 5 b, einen gezielteren  
Einsatz der Mittel zugunsten der übrigen Gebiete und  
die Einführung operationeller Programme als Inter-
ventionsform, die die Projektfinanzierung ersetzt, neu  
festgelegt werden müssen.  

Die Kommission wird dem Rat bis Ende 1988 geeig-
nete Vorschläge unterbreiten.  

Parallel zu den Bemühungen um eine Anpassung der  
Agrarstrukturen muß die Gemeinschaft bei der Förde-
rung der Entwicklung des ländlichen Raums eine  
neue und zentrale Rolle spielen, vor allem durch Um-
stellung, Neubelebung und wirtschaftliche Stimulie-
rung der ländlichen Gebiete. Durch ihre jüngsten Ar-
beiten hat die Kommission gezeigt, daß sie gewillt ist,  
eine echte Gemeinschaftspolitik für den ländlichen  
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Raum und eine Gesamtstrategie für die Forstwirt-
schaft zu entwickeln. Die Aktionen der Fonds im Rah-
men des Ziels Nr. 1 in den rückständigen Regionen 
und im Rahmen des Ziels Nr. 5 b in den übrigen Regio-
nen werden integ rierender Bestandteil dieser umfas-
senden Politiken sein. 

Diese neue Rolle, die auch den Erfordernissen des 
Umweltschutzes Rechnung tragen wird, bedeutet, 
daß der ländliche Entwicklungsbedarf, namentlich an 
Infrastrukturen und Förderung außerlandwirtschaftli-
cher Tätigkeiten, umfassender gedeckt wird und daß 
dazu alle drei Fonds eingeschaltet werden. 

Schließlich spiegelt die Verordnung über den EAGFL-
Ausrichtung eine klarere Aufgabenverteilung zwi-
schen den einzelnen Fonds wider: 

— Erstens bei der Deckung des Berufsbildungsbe-
darfs (mit Ausnahme der Beratungsmaßnahmen), 
was künftig Sache des ESF sein wird; 

— zweitens bei den Infrastrukturen: Der EAGFL-
Ausrichtung wird die unmittelbar mit der Land-
wirtschaft zusammenhängenden Infrastrukturen 
finanzieren, während die übrigen vom EFRE finan-
ziert werden können. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 hinsichtlich der Koordinierung der Interventionen der verschiedenen Strukturfonds 
einerseits und zwischen diesen und Interventionen der Europäischen Investitionsbank und der 
sonstigen vorhandenen Finanzinstrumente andererseits 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 130e und 153, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 2), 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat die Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 vom 
24. Juni 1988 über Aufgaben und Effizienz der Struk-
turfonds und über die Koordinierung ihrer Interven-
tionen untereinander sowie mit denen der Europäi-
schen Investitionsbank und der anderen vorhandenen 
Finanzinstrumente 4) verabschiedet. 

Artikel 3 Abs. 5 dieser Verordnung bestimmt, daß der 
Rat auf der Grundlage des Artikels 130 e des Vertra-
ges die notwendigen Vorschriften für eine Koordinie-
rung zwischen den Interventionen der einzelnen 
Fonds einerseits und zwischen diesen und denen der 
EIB und der sonstigen vorhandenen Finanzinstru-
mente andererseits erläßt. 

Die Koordinierung zwischen den Strukturfonds und 
zwischen diesen Fonds, der EIB und den sonstigen 
Finanzinstrumenten der Gemeinschaft muß verstärkt 
werden, um ihren Beitrag zur Erreichung der in Arti-
kel 1 derselben Verordnung genannten Ziele wirksa-
mer zu gestalten. Der Kommission fällt dabei eine 
wichtige Rolle zu. 

Um eine effektive Koordinierung zwischen den Zu-
schuß- und Darlehensinstrumenten zu gewährleisten, 
zieht die Kommission, falls erforderlich, die EIB bei 
der Erarbeitung ihrer Entscheidungen hinzu. 

Die Artikel 8 bis 11 der obenerwähnten Verordnung 
sehen vor, daß die Vorschriften zu ihrer Durchführung 
in den in Artikel 130e des Vertrages genannten 
Durchführungsbeschlüssen erlassen werden. 

Die Kriterien, nach denen die Kommission die außer-
halb der im Rahmen des Ziels Nr. 1 förderungswürdi-
gen Regionen gelegenen ländlichen Gebiete aus-
wählt, die im Rahmen des in Artikel 1 der genannten 
Verordnung definierten Ziels Nr. 5 b unterstützt wer-
den können, müssen festgelegt werden. 

1) ABl. Nr. C .. . 
2) ABl. Nr. C .. . 
3) ABl. Nr. C .. . 
4) ABl. Nr. L 185 vom 15. Juli 1988, S. 9 

Geltungsbereich, Laufzeit und Inhalt der Pläne, die 
von den Mitgliedstaaten einzureichen sind, sowie die 
Fristen für die Einreichung dieser Pläne sind zu re-
geln. 

Für den Inhalt und die Laufzeit der gemeinschaftli-
chen Förderkonzepte, die von der Kommission festzu-
legen sind, müssen Leitlinien aufgestellt werden; für 
die Festlegung der gemeinschaftlichen Förderkon-
zepte sind Fristen festzusetzen. 

Die Kommission muß die Möglichkeit haben, gemein-
schaftliche Förderkonzepte unter Berücksichtigung 
der Aktionen anzupassen, die in den von den Mit-
gliedstaaten eingereichten Plänen nicht vorgesehen 
sind, insbesondere von Aktionen, die sich aus neuen 
Gemeinschaftsinitiativen ergeben. 

Die in den gemeinschaftlichen Förderkonzepten vor-
gesehene Beteiligung der Fonds soll hauptsächlich in 
Form einer Kofinanzierung operationeller Programme 
erfolgen. 

Die Bedingungen für die Durchführung operationeller 
Programme im Rahmen eines integ rierten Konzepts 
sind näher zu bestimmen. 

Außerdem sind die allgemeinen Bedingungen, die für 
die Bearbeitung der Anträge auf finanzielle Beteili-
gung der Strukturfonds gelten, zu spezifizieren. 

Eine finanzielle Beteiligung der Strukturfonds im Rah-
men der Ziele Nr. 1 bis Nr. 4 und Nr. 5 b ist normaler-
weise nur bei Aktionen möglich, die in den gemein-
schaftlichen Förderkonzepten genannt sind, sowie bei 
Ausgaben, die nach Einreichung eines Antrags auf 
Beteiligung der Fonds getätigt wurden. 

Die Voraussetzungen, unter denen die Strukturfonds 
Globalzuschüsse gewähren und Großprojekte kofi-
nanzieren können, sind zu definieren. 

Die Finanzierung von Untersuchungen und techni-
scher Hilfe in Verbindung mit dem gemeinsamen oder 
koordinierten Einsatz der Strukturfonds, der EIB und 
der sonstigen Finanzinstrumente ist vorzusehen. 

Um ihre eigene Planung zu erleichtern, sollten den 
Empfängern die Sätze der Beteiligung bekannt sein, 
die die Fonds im Verhältnis zu den zuschußfähigen 
öffentlichen Ausgaben gewähren. 

Gleichzeitig muß die Kommission die Sätze entspre-
chend den in Artikel 13 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 festgelegten Kriterien differenzieren, ins-
besondere auch nach der Fähigkeit der übrigen betei-
ligten öffentlichen Körperschaften, sich an der Finan-
zierung der Aktionen zu beteiligen. 
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Zur Förderung einer wirksamen und koordinierten 
Verwaltung der finanziellen Mittel der Fonds müssen 
gemeinsame Regeln und Verfahren für Mittelbindun-
gen, Zahlungen und Kontrollen erlassen werden. 

Im Zusammenhang mit der breiteren Verwendung 
der ECU bei den finanziellen Transaktionen der Ge-
meinschaft und insbesondere bei der Ausführung des 
Gemeinschaftshaushalts ist es wichtig, daß die finan-
ziellen Forderungen und Verbindlichkeiten der Ge-
meinschaft gegenüber den Strukturfonds ebenfalls in 
ECU ausgedrückt werden. 

Die Einzelheiten der Begleitung und Bewertung der 
Strukturaktionen der Gemeinschaft müssen bestimmt 
werden, um die Interventionsmethoden zielgerechter 
zu gestalten und die Auswirkungen der Beteiligung 
zu beurteilen. 

Ferner ist die Arbeitsweise der Ausschüsse, die die 
Kommission bei der Durchführung der genannten 
Verordnung unterstützen sollen, zu regeln. 

Der Inhalt des Jahresberichts gemäß Artikel 16 der 
erwähnten Verordnung ist näher zu bestimmen. 

Durch geeignete Maßnahmen ist für eine angemes-
sene Publizität der Beteiligung der Gemeinschaft an 
spezifischen Aktionen zu sorgen. 

Schließlich sind die Übergangsvorschriften für eine 
Beteiligung der Fonds, die vor Inkrafttreten der 
Durchführungsvorschriften gemäß Artikel 130 e des 
EWG-Vertrags genehmigt oder beantragt wurden, zu 
erlassen. Um die Kontinuität der Aktionen der Fonds 
zu sichern, kann es auch notwendig sein, daß be-
stimmte Aktionen genehmigt werden, bevor die Kom-
mission über die gemeinschaftlichen Förderkonzepte 
entschieden hat — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Titel I: Koordinierung 

Artikel 1: Allgemeine Vorschriften 

Artikel 2: Koordinierung zwischen den Fonds 

Artikel 3: Koordinierung zwischen den Fonds, der 
EIB und den sonstigen Finanzinstrumen-
ten 

Artikel 4: Auswahl der ländlichen Gebiete (Ziel 
Nr. 5 b) 

Titel II: Pläne 

Artikel 5: Geltungsbereich und Inhalt 

Artikel 6: Geltungsdauer und Fristen 

Artikel 7: Vorbereitung 

Titel III: Gemeinschaftliche Förderkonzepte 

Artikel 8: Ausarbeitung, Geltungsbereich und In-
halt 

Artikel 9: Kohärenz und Auswirkung der Aktionen 

Artikel 10: Genehmigung und Durchführung 

Artikel 11: Gemeinschaftsinitiativen 

Artikel 12: Interventionsformen 

Artikel 13: Integ rierte Konzepte 

Titel IV: Beteiligung der Fonds 

Artikel 14: Bearbeitung der Anträge auf Beteiligung 

Artikel 15: Förderungswürdigkeit 

Artikel 16: Spezifische Vorschriften 

Artikel 17: Durchführung 

Titel V: Differenzierung der 
Gemeinschaftsbeteiligung 

Artikel 18: Differenzierung der Interventionssätze 
der Fonds 

Artikel 19: Kombination von Zuschüssen und Darle-
hen 

Titel VI: Finanzvorschriften 

Artikel 20: Allgemeine Vorschriften 

Artikel 21: Mittelbindungen 

Artikel 22: Zahlungen 

Artikel 23: Verwendung des ECU 

Artikel 24 : Finanzkontrolle 

Artikel 25: Kürzung, Aussetzung und Streichung der 
Beteiligung 

Titel VII: Begleitung und Bewertung 

Artikel 26: Begleitung 

Artikel 27: Bewertung 

Titel VIII: Ausschüsse 

Artikel 28: Ausschuß für die Entwicklung und Um-
stellung der Regionen 

Artikel 29: Ausschuß gemäß Artikel 124 des EWG

-

Vertrags 

Artikel 30: Ausschuß für Agrarstrukturen und ländli-
che Entwicklung 

Artikel 31: Sonstige Vorschriften 
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Titel IX: Berichte  und Publizität 

Artikel 32: Berichte 

Artikel 33 : Information und Publizität 

Titel X: Schlußvorschriften  

Artikel 34 : Übergangsvorschriften 

Artikel 35 : Inkrafttreten 

TITEL I  

Koordinierung  

Artikel 1  

Allgemeine Vorschriften  

In Anwendung der Bestimmungen der Verordnung  
(EWG) Nr. 2052/88 sorgt die Kommission für die Koor-
dinierung zwischen den Interventionen der einzelnen  
Fonds sowie zwischen diesen und den Interventionen  
der EIB und der sonstigen vorhandenen Finanzinstru-
mente.  

Artikel 2  

Koordinierung zwischen den Fonds  

Zur Koordinierung der Interventionen der Fonds  
bedient sich die Kommission der folgenden Mittel:  

— gemeinschaftliche Förderkonzepte,  

— mehrjährige Haushaltsvorausschätzungen,  

— soweit dies angezeigt erscheint, Durchführung der  
integrierten operationellen Programme,  

— Begleitung und Bewertung der Aktionen der  
Fonds im Rahmen eines bestimmten Ziels sowie  
der Aktionen im Rahmen mehrerer Ziele innerhalb  
des gleichen geographischen Gebiets.  

Artikel 3  

Koordinierung mit der EIB  
und den sonstigen Finanzinstrumenten  

1. Die Kommission sorgt für eine Kohärenz zwischen  
der Beteiligung der Fonds und den Interventio-
nen  

— der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und  
Stahl (Wiederanpassungsbeihilfen, Darlehen,  
Zinsvergütungen oder Bürgschaften),  

— der Europäischen Investitionsbank im Rahmen  
des Neuen Gemeinschaftsinstruments und Eu-
ratom (Darlehen und Bürgschaften),  

— aus Mitteln des Gemeinschaftshaushalts, die  
insbesondere für die Integrierten Mittelmeer-
programme, das Programm zur Entwicklung  
der portugiesischen Industrie (PEDIP), die  

Fisch ereistrukturen di e  Verkehrsinfrastruktu

-

ren, den Umweltschutz, Energievorhaben, 
kleine und mittlere Unternehmen, Innovations-
maßnahmen und Risikokapitalanlagen be-
stimmt sind, 

— aus Mitteln des Forschungshaushalts der Ge-
meinschaft. 

2. Die Kommission zieht die Europäische Investitions-
bank beim Einsatz der Fonds oder der sonstigen 
vorhandenen Finanzinstrumente zur Kofinanzie-
rung von Investitionen hinzu, die auch für Hilfen 
der EIB nach deren Satzung in Frage kommen. 

Artikel 4 

Auswahl der ländlichen Gebiete (Ziel Nr. 5 b)  

1. Die Mitgliedstaaten schlagen der Kommission die 
für eine Auswahl in Frage kommenden Gebiete 
unter Beachtung der in Absatz 2 niedergelegten 
Kriterien bei Übermittlung ihrer Pläne zur ländli-
chen Entwicklung gemäß Artikel 11 Abs. 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 vor. 

2. In Anwendung von Artikel 11 Abs. 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 werden die ländlichen 
Gebiete, die für Interventionen der Gemeinschaft 
im Rahmen des Ziels Nr. 5 b in Frage kommen, 
nach folgenden Kriterien ausgewählt: 

— hoher Anteil der in der Landwirtschaft beschäf-
tigten Personen im Vergleich zur Gesamtzahl 
der Erwerbstätigen; 

— niedriges Agrareinkommen, ausgedrückt ins

-

besondere als landwirtschaftliche Bruttowert-
schöpfung je Jahresarbeitseinheit; 

— niedriger sozioökonomischer Entwicklungs-
stand, beurteilt nach dem Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf. 

Bei der Auswahl der ländlichen Gebiete können 
auf begründeten Antrag des Mitgliedstaates auch 
Gebiete in Frage kommen, bei denen eines oder 
mehrere der folgenden Kriterien berücksichtigt 
werden: 

— der Grad der Entvölkerung der Gebiete, 

— die Randlage der Gebiete oder Inseln im Ver-
hältnis zu den städtischen Zentren, 

— die Sensibilität des Gebiets gegenüber der 
landwirtschaftlichen Entwicklung, namentlich 
im Hinblick auf die Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik, wobei die Sensibilität anhand der 
Entwicklung des Agrareinkommens und des 
Anteils der landwirtschaftlichen Erwerbsbevöl-
kerung beurteilt wird, 

— die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe 
und der Altersaufbau der landwirtschaftlichen 
Erwerbsbevölkerung, 

— die Belastung der Umwelt und des ländlichen 
Raums. 
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3. Bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestimmt die 
Kommission die im Rahmen des Ziels Nr. 5 b förde-
rungswürdigen ländlichen Gebiete anhand der in 
Absatz 1 genannten Kriterien und nach dem Ver-
fahren gemäß Titel VIII. 

TITEL II 
Pläne 

Artikel 5 

Geltungsbereich und Inhalt 

1. Vorbehaltlich der in diesem Artikel aufgestellten 
Leitlinien sind die im Rahmen der Ziele Nr. 1 bis 
Nr. 4 und 5 b eingereichten Pläne auf der geogra-
phischen Ebene auszuarbeiten, die von den zustän-
digen nationalen, regionalen oder sonstigen Behör-
den der Mitgliedstaaten für am geeignetsten ge-
halten wird. 

Im Rahmen von Ziel Nr. 1 eingereichte Pläne sollen 
im allgemeinen eine oder mehrere Regionen der 
Ebene NUTS II umfassen. 

Im Rahmen der Ziele Nr. 2 und 5 b eingereichte 
Pläne sollen im allgemeinen eins oder mehrere Ge-
biete der Ebene NUTS III umfassen. 

Die Pläne können ein größeres geographisches Ge-
biet als das der förderungswürdigen Regionen oder 
Gebiete umfassen, sofern zwischen Maßnahmen in 
den förderungswürdigen Regionen oder Gebieten 
und den übrigen Maßnahmen unterschieden 
wird. 

2. Die Regionalentwicklungspläne für Regionen, die 
unter das Ziel Nr. 1 fallen, umfassen Aktionen zur 
Umstellung der Industriegebiete und zur Erschlie-
ßung des ländlichen Raums sowie Beschäftigungs- 
und Berufsbildungsmaßnahmen, die nicht von Plä-
nen im Rahmen der Ziele Nr. 3 und 4 erfaßt sind. 

Die Pläne zur regionalen und sozialen Umstellung 
im Rahmen von Ziel Nr. 2 und die Pläne zur Er-
schließung des ländlichen Raums im Rahmen von 
Ziel Nr. 5 b umfassen auch Beschäftigungs- und 
Berufsbildungsmaßnahmen, die nicht von Plänen 
im Rahmen der Ziele Nr. 3 und 4 erfaßt sind. 

In den Plänen für die Ziele Nr. 3 und 4 wird zwi-
schen Ausgaben für die Regionen, die unter die 
Ziele Nr. 1, 2, 5 b fallen, und Ausgaben in den übri-
gen Regionen unterschieden. 

In den Plänen geben die Mitgliedstaaten die die 
verschiedenen Fonds betreffenden Einzelheiten 
einschließlich des beantragten Umfangs der Betei-
ligung an. 

3. Bei der Aufstellung der Pläne sorgen die zuständi-
gen Behörden der Mitgliedstaaten für eine Kohä-
renz zwischen Plänen, die sich innerhalb eines Mit-
gliedstaates auf das gleiche Ziel beziehen, sowie 
zwischen Plänen, die sich im Rahmen verschie-
dener Ziele auf das gleiche geographische Gebiet 
beziehen. 

4. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten sor-
gen dafür, daß in den Plänen der Entwicklung der 
Gemeinschaftspolitiken voll Rechnung getragen 
wird. 

Artikel 6 

Geltungsdauer und Fristen 

Die Pläne erstrecken sich auf einen Zeitraum von 
mindestens drei Jahren. 

Die ersten Planzeiträume für Gebiete, denen vor dem 
31. Januar 1989 bereits eine Hilfe zuerkannt wird, 
beginnen am 1. Januar 1989. 

Die Pläne werden spätestens bis zum 31. März 1989 
vorgelegt. Die Pläne für die Ziele Nr. 3 und 4 werden 
jedoch so bald wie möglich, nachdem die Kommission 
die erforderlichen Leitlinien festgelegt hat, spätestens 
jedoch am 1. Juni 1989, vorgelegt. 

Artikel 7 

Vorbereitung 

1. Die Kommission kann den Mitgliedstaaten auf de-
ren Wunsch die notwendige technische Hilfe bei 
der Vorbereitung der Pläne zur Verfügung stel-
len. 

2. Die Angaben, die in den Plänen enthalten sein 
müssen, umfassen — falls erforderlich — Einzel-
heiten über die allgemeine wirtschaftliche und so-
ziale Lage und die makroökonomischen Politiken 
und Ziele. 

3. Die Kommission legt die Durchführungsmodalitä-
ten zu diesem Titel fest. 

TITEL III 
Gemeinschaftliche Förderkonzepte 

Artikel 8 

Ausarbeitung, Geltungsbereich und Inhalt 

1. Die gemeinschaftlichen Förderkonzepte für die 
Ziele Nr. 1 bis 4 und 5 b werden im Einvernehmen 
mit dem betreffenden Mitgliedstaat im Rahmen der 
Partnerschaft durch Entscheidung der Kommission 
nach den Verfahren gemäß Titel VIII festgelegt. 
Die EIB wird bei der Aufstellung der gemeinschaft-
lichen Förderkonzepte hinzugezogen. 

2. Ein gemeinschaftliches Förderkonzept kann sich 
auf einen Zeitraum von drei bis fünf Jahren erstrek-
ken. 

3. Ein gemeinschaftliches Förderkonzept für eines 
der Ziele kann sich, falls erforderlich, auf das geo-
graphische Gebiet von zwei oder mehr förderungs-
würdigen Regionen oder Gebieten beziehen. 

4. Jedes gemeinschaftliche Förderkonzept umfaßt: 

— die prioritären Schwerpunkte für die gemein-
same Aktion der Gemeinschaft und des Mit- 
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gliedstaates in Verbindung mit den in Artikel 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 genannten  
Zielen; 

— einen Überblick über die vorgesehenen Inter-
ventionsformen, bei operationellen Program-
men einschließlich ihrer spezifischen Ziele und 
der Hauptarten von Maßnahmen; 

— einen Indikativen Finanzierungsplan mit An-
gabe der für die verschiedenen Interventions-
formen vorgesehenen Höchstbeträge; 

— gegebenenfalls Angaben über die Bereitstel-
lung von Mitteln für Untersuchungen oder tech-
nische Hilfe zur Vorbereitung, Durchführung 
oder Anpassung der betreffenden Aktionen. 

Artikel 9 

Kohärenz und Auswirkung der Aktionen 

1. Die gemeinschaftlichen Förderkonzepte enthalten 
Angaben zu der Kohärenz zwischen den von der 
Gemeinschaft zu finanzierenden Strukturmaßnah-
men und, soweit angezeigt, der von den betreffen-
den Mitgliedstaaten verfolgten makroökonomi-
schen und strukturellen Politik. 

2. Bei der Festlegung und Durchführung der gemein-
schaftlichen Förderkonzepte tragen die Kommis-
sion und die betreffenden Mitgliedstaaten dafür 
Sorge, daß sich die in Artikel 12 Abs. 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 vorgesehene jährliche 
Aufstockung der Fondsmittel tatsächlich auf die 
Wirtschaft der betreffenden Regionen auswirkt 
und zu einer entsprechenden Steigerung der öf-
fentlichen Gesamtausgaben, insbesondere für In-
vestitionen, führt. Die Mitgliedstaaten übermitteln 
der Kommission die zu diesem Zweck erforderli-
chen Informationen nach den von der Kommission 
festzulegenden Einzelheiten. 

Artikel 10 

Genehmigung und Durchführung 

1. Wenn zwischen der Kommission und dem betref-
fenden Mitgliedstaat nichts anderes vereinbart 
wird, beschließt die Kommission über die Geneh-
migung eines gemeinschaftlichen Förderkonzepts 
spätestens sechs Monate nach Eingang des ent-
sprechenden Plans bzw. der entsprechenden 
Pläne. 

Um die Durchführung der in einem gemeinschaft-
lichen Förderkonzept vorgesehenen Aktion zu be-
schleunigen, können die Mitgliedstaaten Anträge 
auf Beteiligung so rechtzeitig einreichen, daß die 
Kommission sie gleichzei tig mit dem gemeinschaft-
lichen Förderkonzept genehmigen kann. In diesem 
Fall können die operationellen Programme unver-
züglich durchgeführt werden. 

2. Der Beschluß der Kommission über ein gemein-
schaftliches Förderkonzept wird dem Mitgliedstaat 
und den übrigen zuständigen Behörden als Ab-

sichtserklärung übermittelt. Diese Erklärung wird 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

veröffentlicht. 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten tragen 
dafür Sorge, daß Aktionen, die mindestens zwei 
Dritteln der Beteiligung der Fonds für das erste 
Jahr des gemeinschaftlichen Förderkonzepts ent-
sprechen, von der Kommission innerhalb von zwei 
Monaten nach ihrem Beschluß über das entspre-
chende gemeinschaftliche Förderkonzept geneh-
migt werden. 

Artikel 11 

Gemeinschaftsinitiativen 

Gemäß Artikel 5 Abs. 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 kann die Kommission aus eigener Initia-
tive nach den in Titel VIII vorgesehenen Verfahren 
beschließen, Mitgliedstaaten aufzufordern, einen An-
trag auf Beteiligung an Aktionen zu stellen, die für die 
Gemeinschaft von beträchtlichem Interesse sind und 
nicht unter die Pläne gemäß Titel II fallen. Wird in-
folge dieser Bestimmung eine Interven tion geneh-
migt, so wird dies bei der Aufstellung oder Revision 
des entsprechenden gemeinschaftlichen Förderkon-
zepts berücksichtigt. 

Artikel 12 

Interventionsformen 

Die von einem gemeinschaftlichen Förderkonzept 
erfaßten Aktionen werden hauptsächlich in Form von 
operationellen Programmen durchgeführt. 

Artikel 13 

Integrierte Konzepte 

Der Beschluß über die Durchführung von Aktionen 
auf der Grundlage eines integrierten Konzepts ergeht 
im Rahmen des gemeinschaftlichen Förderkonzepts. 

Ein operationelles Programm kann auf der Grundlage 
eines integrierten Konzepts durchgeführt werden, 
wenn: 

(i) das Programm von mehreren Fonds oder zumin-
dest einem Fonds und einem sonstigen Finanzin-
strument mit Ausnahme eines Darlehensinstru-
ments finanziert wird; 

(ii) die von verschiedenen Fonds oder Finanzinstru-
menten zu finanzierenden Maßnahmen sich ge-
genseitig verstärken und eine enge Koordinie-
rung zwischen allen Beteiligten erhebliche Vor-
teile verspricht; 

(iii) auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene an-
gemessene Verwaltungsstrukturen zur integrier-
ten Durchführung des Programms vorgesehen 
sind. 

Ist die Kommission der Ansicht, daß die Beteiligung 
der Gemeinschaft am besten in Form eines integ rier- 
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ten operationellen Programms zu gewährleisten ist, so 
kann sie im Rahmen der Initiativen gemäß Artikel 11 
dem betreffenden Mitgliedstaat bzw. den betreffen-
den Mitgliedstaaten vorschlagen, einen Antrag auf 
Beteiligung für ein solches Programm zu stellen. Die 
Kommission trägt in diesem Fall dafür Sorge, daß die 
Beteiligung der Gemeinschaft so wirksam wie mög-
lich gestaltet wird, wobei den erforderlichen besonde-
ren Koordinierungsanstrengungen Rechnung zu tra-
gen ist. 

TITEL IV 
Beteiligung der Fonds 

Artikel 14 

Bearbeitung der Anträge auf Beteiligung 

1. Anträge auf Beteiligung an spezifischen Aktionen 
der Strukturfonds sind von den zuständigen natio-
nalen, regionalen oder sonstigen Behörden auszu-
arbeiten und von den betreffenden Mitgliedstaaten 
oder den von diesen bezeichneten Behörden bei 
der Kommission einzureichen. Die einzelnen An-
träge beziehen sich auf eine der in Artikel 5 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 genannten Inter-
ventionsformen (Kofinanzierung von operationel-
len Programmen und Beihilferegelungen, Global-
zuschüsse, Kofinanzierung von Großprojekten, Un-
terstützung der technischen Hilfe und von Vorun-
tersuchungen und Pilotvorhaben). 

2. Die Anträge enthalten die für die Kommission zur 
Beurteilung notwendigen Angaben einschließlich 
einer Beschreibung der vorgeschlagenen Aktion, 
ihrer Reichweite und ihrer spezifischen Ziele, der 
zuständigen Stellen und der Empfänger sowie des 
vorgeschlagenen Zeitplans und Finanzierungs-
plans sowie alle weiteren Angaben, anhand derer 
nachgeprüft werden kann, ob die betreffende Ak-
tion mit dem Gemeinschaftsrecht und den Gemein-
schaftspolitiken (einschließlich Wettbewerbsvor-
schriften, öffentliches Auftragswesen und Umwelt-
schutz) vereinbar ist. 

3. Die Kommission prüft die Anträge, um vor allem 

— die Übereinstimmung der vorgeschlagenen Ak-
tionen und Maßnahmen mit dem entsprechen-
den Gemeinschaftsrecht und gegebenenfalls 
dem entsprechenden gemeinschaftlichen För-
derkonzept zu beurteilen, 

— den Beitrag der vorgeschlagenen Aktion zur 
spezifischen Entwicklung oder zu sonstigen 
Zielen zu beurteilen und bei operationellen Pro-
grammen die Kohärenz der einzelnen Maßnah-
men zu bewerten, 

— die Einzelheiten der Beteiligung des betreffen-
den oder der betreffenden Fonds festzulegen, 

— zu kontrollieren, ob die administrativen und 
finanziellen Strukturen zur effizienten Durch-
führung der Aktion angemessen sind. 

Die Kommission entscheidet anschließend über die 
finanzielle Beteiligung. Im Falle eines integrierten 

operationellen Programms ergeht eine einzige 
Kommissionsentscheidung über die Beteiligung 
sämtlicher Fonds oder sonstiger Haushaltsinstru-
mente der Gemeinschaft, die zur Finanzierung des 
Programms beitragen. 

Artikel 15 

Förderungswürdigkeit 

1. Vorbehaltlich der Vorschriften von Artikel 34 kom-
men Ausgaben für Aktionen im Rahmen der Ziele 
Nr. 1 bis Nr. 4 und Nr. 5 b für eine finanzielle Betei-
ligung der Strukturfonds nur dann in Betracht, 
wenn sie in dem entsprechenden gemeinschaftli-
chen Förderkonzept erwähnt sind. 

2. Vorbehaltlich der Vorschriften des Artikels 34 der 
vorliegenden Verordnung und Artikel 9 (der Ver-
ordnung Sozialfonds) und Artikel 11 (der Verord-
nung EAGFL) kann eine Beteiligung der Fonds an 
Ausgaben, die vor dem Eingang des entsprechen-
den Antrags bei der Kommission getätigt wurden, 
verweigert werden. Die Kommission legt für jede 
Aktion den Zeitpunkt fest, von dem ab die Ausga-
ben für eine Beteiligung in Frage kommen. 

Artikel 16 

Spezifische Vorschriften 

1. Bei Globalzuschüssen werden die zwischenge-
schalteten Stellen im Einvernehmen zwischen den 
betreffenden Mitgliedstaaten und der Kommission 
bestimmt. Der betreffende Mitgliedstaat trägt dafür 
Sorge, daß alle zwischengeschalteten Stellen über 
eine ausreichende Bonität und Verwaltungskapa-
zität zur Betreuung von Globalzuschüssen verfü-
gen. Die zwischengeschalteten Stellen werden 
auch unter Berücksichtigung der besonderen Lage 
in den betreffenden Mitgliedstaaten und Gebieten 
ausgewählt. Bei der Verwaltung der Globalzu-
schüsse unterliegen sie der Kontrolle der zuständi-
gen staatlichen Behörden. 

2. Die Fonds können Ausgaben für Großprojekte 
finanziell unterstützen, wenn die zur Bestimmung 
der Gemeinschaftsbeteiligung berücksichtigten 
Gesamtkosten mehr als 25 Mio. ECU bei Infra-
strukturinvestitionen oder 15 Mio. ECU bei pro-
duktiven Investitionen betragen. 

In der Fischerei können allerdings Vorhaben mit 
geringeren Gesamtkosten finanziert werden, wenn 
sie Teil eines von der Kommission nach der Verord-
nung (EWG) Nr. 4028/86 des Rates 1) genehmigten 
mehrjährigen Ausrichtungsprogramms sind. 

3. Zusätzlich zu einer entsprechenden Unterstützung 
in Verbindung mit den Interventionen der einzel-
nen Fonds kann die Kommission Untersuchungen 
oder technische Hilfe in Verbindung mit dem ge-
meinsamen oder koordinierten Einsatz der Struk-
turfonds, der EIB und der sonstigen Finanzinstru-
mente finanzieren: 

1 ) ABl. Nr. L 376 vom 31. Dezember 1986, S. 7 
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— zur Vorbereitung der Aufstellung von Plänen, 

— zur Bewertung der Auswirkungen und der 
Wirksamkeit der im Rahmen des entsprechen-
den gemeinschaftlichen Förderkonzepts ge-
währten Unterstützung, 

— im Zusammenhang mit integ rierten operatio-
nellen Programmen. 

Artikel 17 

Durchführung 

Die Kommission regelt die Einzelheiten zur Durch-
führung der Vorschriften dieses Titels IV. 

TITEL V 
Differenzierung der Gemeinschaftsbeteiligung 

Artikel 18 

Differenzierung der Interventionssätze der Fonds 

1. Die finanzielle Beteiligung der Fonds wird in Pro-
zentsätzen festgelegt und entweder im Verhältnis 
zu den zuschußfähigen Gesamtkosten oder aber im 
Verhältnis zu den öffentlichen Gesamtausgaben 
oder gleichgestellten zuschußfähigen Ausgaben 
(nationalen, regionalen oder lokalen und gemein-
schaftlichen Ausgaben) für die einzelnen Aktionen 
(operationelles Programm, Beihilferegelung, Glo-
balzuschuß, Vorhaben, technische Hilfe oder Un-
tersuchung) berechnet. 

2. In Anwendung von Artikel 13 Abs. 1 erster Gedan-
kenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 wer-
den die Sätze der finanziellen Beteiligung der 
Strukturfonds nach dem Schweregrad der spezifi-
schen Regionalprobleme differenziert. Die Beteili-
gung der Fonds an öffentlichen oder gleichgestell-
ten Ausgaben beläuft sich im allgemeinen auf: 

— 65 % in den Regionen des Ziels Nr. 1, 

— 50 % in den Zonen des Ziels Nr. 2, 

— 40 % in den übrigen Fällen. 

Die oben angegebenen Sätze können in den in 
Artikel 13 Abs. 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 festgelegten Grenzen und in Anwen-
dung der übrigen in Artikel 13 Abs. 1 der gleichen 
Verordnung genannten Kriterien zur Berücksichti-
gung der Finanzkraft der beteiligten Körperschaf-
ten, insbesondere in Griechenland, Irland, Portugal 
und Spanien, herauf- oder herabgesetzt werden. 

3. Umfaßt die betreffende Aktion neben ihren sonsti-
gen besonderen Merkmalen die Finanzierung von 
Investitionen, die Einnahmen schaffen, so werden 
die Interventionssätze der Fonds entsprechend 
dem letzten Gedankenstrich von Artikel 13 Abs. 1 
der genannten Verordnung und entsprechend dem 
Cash flow, den die erwarteten Einnahmen erbrin-
gen werden, differenziert. 

In keinem Fall darf die Beteiligung der Fonds im 
Rahmen der Entwicklungsanstrengungen der be-

treffenden Regionen zugunsten von Unterneh-
mensinvestitionen in den Regionen des Ziels Nr. 1 
50 % der Gesamtkosten und in den übrigen Regio-
nen 30 To  der Gesamtkosten übersteigen. Die Be-
teiligung muß mit den obengenannten Differenzie-
rungsgrundsätzen übereinstimmen. 

4. Die Kommission kann die Interventionssätze bei 
Einzelmaßnahmen innerhalb von operationellen 
Programmen, Beihilferegelungen oder Globalzu-
schüssen differenzieren. 

Artikel 19 

Kombination von Darlehen und Zuschüssen 

Bei Investitionen, die für eine Finanzierung sowohl 
aus Haushalts- als auch aus Anleihemitteln in Frage 
kommen, stellt die Gemeinschaftsfinanzierung eine 
Kombination aus Darlehen und Zuschüssen dar. Diese 
Kombination wird unter Beteiligung der EIB bei der 
Festlegung des gemeinschaftlichen Förderkonzepts 
bestimmt. Dabei werden das Gleichgewicht des vor-
geschlagenen Finanzierungsplans, die entsprechend 
den Vorschriften des obigen Artikels 18 festgelegten 
Interventionssätze der Fonds sowie die verfolgten 
Entwicklungsziele berücksichtigt. 

TITEL VI 
Finanzvorschriften 

Artikel 20 

Allgemeine Vorschriften 

1. Die finanzielle Beteiligung der Strukturfonds un-
terliegt den einschlägigen Regeln, die in Anwen-
dung der Haushaltsordnung für die Fonds gelten, 
und wird in den Grenzen der verfügbaren Haus-
haltsmittel gewährt. 

2. Die finanzielle Beteiligung an spezifischen Aktio-
nen in Durchführung des gemeinschaftlichen För-
derkonzepts stimmt mit dem in dem gemeinschaft-
lichen Förderkonzept festgelegten Finanzierungs-
plan überein. 

3. Um administrative Verzögerungen am Jahresende 
zu vermeiden, tragen die Mitgliedstaaten dafür 
Sorge, daß die Auszahlungsanträge während des 
gesamten Jahres gleichmäßig eingehen. 

Artikel 21 

Mittelbindungen 

1. Die Mittelbindungen werden auf der Grundlage 
der Kommissionsentscheidungen über die Geneh-
migung der betreffenden Aktionen vorgenommen. 
Sie gelten für einen begrenzten Zeitraum, der sich 
nach der Art der betreffenden Aktionen und den 
besonderen Bedingungen ihrer Durchführung 
richtet. 

2. Mittelbindungen für Aktionen, die innerhalb von 
zwei oder mehr Jahren durchgeführt werden sol- 
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len, werden im allgemeinen in Jahrestranchen vor-
genommen. Die erste Jahrestranche wird gebun-
den, wenn die Kommission die Entscheidung über 
die Genehmigung der Aktion erläßt. 

Die darauffolgenden Jahrestranchen werden ent-
sprechend dem Finanzierungsplan der Aktion und 
ihrem Durchführungsstand gebunden. 

3. Bei Aktionen, die innerhalb von weniger als zwei 
Jahren durchgeführt werden sollen, wird der Ge-
samtbetrag der Gemeinschaftsbeteiligung gebun-
den, wenn die Kommission die Entscheidung über 
die Genehmigung der Aktion erläßt. 

Artikel 22 

Zahlungen 

1. Zahlungen für finanzielle Beteiligungen werden in 
Übereinstimmung mit den entsprechenden Mittel-
bindungen an die in dem von dem betreffenden 
Mitgliedstaat eingereichten Antrag genannte zu-
ständige Stelle geleistet. Die Zahlungen können in 
Form von Vorschüssen oder endgültigen Zahlun-
gen geleistet werden. 

2. Im Anschluß an jede Mittelbindung kann die  Kom-
mission  einen ersten Vorschuß von bis zu 50 % des 
gebundenen Betrags unter Berücksichtigung der 
Art der betreffenden Aktion zahlen. 

3. Ein zweiter Vorschuß in der Weise, daß der Ge-
samtbetrag der beiden Vorschüsse nicht mehr als 
80 To  der Mittelbindung ausmacht, wird gezahlt, 
nachdem die zuständige Stelle nachgewiesen hat, 
daß mindestens die Hälfte des ersten Vorschusses 
verbraucht worden ist und daß die Aktion termin-
gemäß durchgeführt wird. 

4. Die endgültigen Zahlungen im Rahmen der einzel-
nen Mittelbindungen sind an folgende Bedingun-
gen geknüpft: 

— die zuständige Stelle hat innerhalb von sechs 
Monaten nach Ende des betreffenden Jahres 
oder nach Abschluß der Aktion bei der Kommis-
sion einen Antrag auf Auszahlung einzurei-
chen; 

— der Kommission sind die in Artikel 26 Abs. 4 
genannten Berichte vorzulegen; 

— der Mitgliedstaat hat der Kommission eine Be-
scheinigung vorzulegen, in der die in dem Aus-
zahlungsantrag und in den Berichten enthalte-
nen Angaben bestätigt werden. 

5. Die Mitgliedstaaten benennen die Behörden, die 
zur Ausstellung der in den Absätzen 3 und 4 ge-
nannten Bescheinigungen befugt sind. 

6. Bei Maßnahmen zur Stützung der Agrareinkom-
men wie der Kompensierung der natürlichen 
Nachteile in den benachteiligten Berggebieten im 
Sinne von Artikel 11 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 werden die Bedingungen und Einzel-
heiten der Vorschüsse oder endgültigen Zahlun-
gen in den entsprechenden Kommissionsentschei-

dungen in Übereinstimmung mit dem besonderen 
Charakter dieser Maßnahmen festgelegt. 

7. Bei Untersuchungen und innovativen Maßnahmen 
bestimmt die Kommission die angemessenen Zah-
lungsverfahren. 

Artikel 23 

Verwendung der ECU 

Kommissionsentscheidungen, Mittelbindungen und 
Zahlungen lauten auf ECU und werden in ECU ausge-
führt. Das Nähere regelt die Kommission. 

Artikel 24 

Finanzkontrolle 

1. Um den erfolgreichen Abschluß der von öffentli-
chen oder p rivaten Trägern durchgeführten Maß-
nahmen zu gewährleisten, treffen die Mitgliedstaa-
ten die erforderlichen Maßnahmen, um 

— nachzuprüfen, daß die von der Kommission 
finanzierten Aktionen ordnungsgemäß ausge-
führt worden sind, 

— Unregelmäßigkeiten zu verhindern und zu ahn-
den, 

— infolge von Unregelmäßigkeiten oder Fahrläs-
sigkeit entstandene Verlustbeträge zurückzu-
fordern. Der betreffende Mitgliedstaat haftet 
subsidiär für die Erstattung der zu Unrecht ge-
zahlten Beträge. 

Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von 
den zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen 
und insbesondere vom Verlauf administrativer und 
gerichtlicher Verfahren in Kenntnis. 

Bei der Einreichung von Auszahlungsanträgen 
stellen die Mitgliedstaaten der Kommission et-
waige nationale Prüfberichte zu den in den betref-
fenden Programmen oder Aktionen enthaltenen 
Maßnahmen zur Verfügung. 

2. Unbeschadet der Kontrollen, die von den Mitglied-
staaten gemäß Artikel 206 des Vertrags durchge-
führt werden, oder aller sonstigen Kontrollmaßnah-
men auf der Grundlage von Artikel 209 Buch-
stabe c des Vertrags können von Beamten oder 
sonstigen Bediensteten der Kommission vor Ort 
Kontrollen — auch Stichprobenkontrollen — von 
Aktionen vorgenommen werden, die von den 
Strukturfonds finanziert werden. 

Bevor die Kommission eine Kontrolle vor Ort vor-
nimmt, setzt sie im allgemeinen den betreffenden 
Mitgliedstaat davon in Kenntnis, damit ihr die er-
forderliche Hilfe zuteil wird. Beamte oder Bedien-
stete des betreffenden Mitgliedstaats können an 
der Kontrolle teilnehmen. 

Die Kommission kann von dem betreffenden Mit-
gliedstaat eine Kontrolle vor Ort verlangen, um die 
Ordnungsmäßigkeit der Auszahlungsanträge zu 
überprüfen. An solchen Kontrollen können Beamte 
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oder sonstige Bedienstete der Kommission teilneh-
men. 

3. Die zuständige Stelle bzw. Behörde hat der Kom-
mission nach der letzten Zahlung für eine Aktion 
auf Wunsch drei Jahre lang sämtliche Belege über 
die im Rahmen der Aktion getätigten Ausgaben zur 
Verfügung zu halten. 

Artikel 25 

Kürzung, Aussetzung und Streichung 
der Beteiligung 

1. Die Kommission kann die Zahlungen für eine Ak-
tion oder Maßnahme kürzen oder aussetzen, wenn 
eine Kontrolle Unregelmäßigkeiten oder eine er-
hebliche Veränderung der Art oder der Durchfüh-
rungsbedingungen der Aktion oder Maßnahme er-
gibt und diese Veränderung der Kommission nicht 
zur Zustimmung unterbreitet wurde. 

2. Wurden die Termine nicht eingehalten oder wur-
den bestimmte Aktionen oder Maßnahmen so aus-
geführt, daß nur ein Teil der gewährten finanziel-
len Beteiligung gerechtfertigt ist, so fordert die 
Kommission die zuständige Stelle und den betref-
fenden Mitgliedstaat auf, sich innerhalb einer be-
stimmten Frist dazu zu äußern. Wird keine ange-
messene Begründung geliefert, so kann die Korn-
mission den restlichen Teil der finanziellen Beteili-
gung streichen. 

3. Unrechtmäßig gezahlte Beträge sind an die Kom-
mission zurückzuzahlen. Auf nicht zurückgezahlte 
Beträge können Verzugszinsen erhoben werden. 
Das Nähere regelt die Kommission. 

TITEL VII 
Begleitung und Bewertung 

Artikel 26 

Begleitung 

1. Im Rahmen der Partnerschaft zwischen allen Betei-
ligten sorgen die Kommission und die Mitglied-
staaten für eine effiziente Begleitung bei der 
Durchführung der Fondsbeteiligung auf der Ebene 
der gemeinschaftlichen Förderkonzepte und auf 
der Ebene der spezifischen Aktionen (Programme 
usw.). Diese Begleitung erfolgt durch gemeinsam 
vereinbarte Meldeverfahren, Stichprobenkontrol-
len und die Einsetzung von Ausschüssen. 

Die Kommission erstattet den Ausschüssen gemäß 
Titel VIII über den Stand der Durchführung der 
Fondsbeteiligung einschließlich der Mittelverwen-
dung entsprechend den Angaben in den gemein-
schaftlichen Förderkonzepten Bericht. 

2. Die Begleitung erfolgt auf der Grundlage materiel-
ler und finanzieller Indikatoren. Soweit erforder-
lich, sind diese Indikatoren in der Entscheidung der 
Kommission zur Genehmigung der betreffenden 
Aktionen festzulegen. Sie beziehen sich auf den 
spezifischen Charakter der betreffenden Aktion, 

ihre Ziele und die Interventionsform sowie auf die 
makroökonomischen und strukturellen Bedingun-
gen in den Ländern, in denen die Beteiligung ge-
währt werden soll. 

3. Die Lenkungsausschüsse werden im Einverneh-
men zwischen dem betreffenden Mitgliedstaat und 
der Kommission eingesetzt. 

Die Kommission und gegebenenfalls die EIB kön-
nen in diesen Ausschüssen vertreten sein und tech-
nische Berater für die Ausschüsse benennen. 

4. Für jede mehrjährige Aktion wird der Kommission 
von der zuständigen Stelle innerhalb von sechs 
Monaten nach Ende jedes vollen Durchführungs-
jahres ein Lagebericht vorgelegt. Innerhalb von 
sechs Monaten nach Abschluß der Aktion wird der 
Kommission ferner ein Schlußbericht vorgelegt. 

Für jede Aktion, die innerhalb eines Zeitraums von 
weniger als zwei Jahren durchgeführt werden soll, 
wird der Kommission von der zuständigen Stelle 
innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung 
der Aktion ein Bericht vorgelegt. Form und Inhalt 
dieser Berichte werden von der Kommission festge-
legt. 

5. Anhand der oben beschriebenen Berichte und Ver-
fahren für die Begleitung nimmt die Kommission 
alle notwendig werdenden Anpassungen der ur-
sprünglich genehmigten Beträge oder Bedingun-
gen der Fondsbeteiligung oder der vorgesehenen 
Zahlungstermine vor. 

6. Das Nähere regelt die Kommission. 

Artikel 27 

Bewertung 

1. Die Bewertung erfolgt im Rahmen der Partner-
schaft. Die zuständigen Behörden in den Mitglied-
staaten leisten gegebenenfalls den Beitrag, der zu 
einer möglichst wirksamen Bewertung notwendig 
ist. Diese stützt sich auf die verschiedenen Ele-
mente, die das Begleitungssystem zur Messung der 
sozioökonomischen Auswirkungen der Aktionen 
bieten kann, gegebenenfalls in enger Verbindung 
mit den Lenkungsausschüssen. 

2. Die ex-ante- und ex-post-Bewertung der von der 
Gemeinschaft eingeleiteten Strukturaktionen mißt 
ihre Wirksamkeit auf drei Ebenen: 

— Ihre Gesamtauswirkungen auf die in Arti-
kel 130a des Vertrages genannten Ziele und 
insbesondere auf die Stärkung des wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalts der Gemein-
schaft. Auf dieser Ebene erstreckt sich die Be-
wertung insbesondere auf die makroökonomi-
schen Auswirkungen und Entwicklungen unter 
Berücksichtigung der allgemeinen sozioökono-
mischen Rahmenbedingungen, unter denen die 
Aktionen durchgeführt werden, sowie ihres er-
gänzenden Charakters zu den nationalen Politi-
ken; 
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— die Auswirkungen der im Rahmen der einzel-
nen gemeinschaftlichen Förderkonzepte einge-
leiteten Aktionen einschließlich ihrer makro-
ökonomischen Auswirkungen auf die Wirt-
schaft der betreffenden Regionen und Gebiete 
sowie ihres Beitrags zur Verwirklichung der 
spezifischen Ziele, insbesondere der prioritären 
Entwicklungsschwerpunkte ; 

— die Auswirkungen der operationellen Maßnah-
men (Programme usw.). Auf dieser Ebene be-
trifft die Bewertung in erster Linie die mikro-
ökonomischen Auswirkungen der Maßnah-
men. 

Die Bewertung erfolgt je nach dem im Vergleich zu 
den makroökonomischen Indikatoren auf der 
Grundlage regionaler und nationaler statistischer 
Angaben, zu Daten, die beschreibenden Untersu-
chungen entnommen werden, sowie zu qualitati-
ven Analysen. 

3. Bei der Festlegung der gemeinschaftlichen Förder-
konzepte und der Prüfung der Einzelanträge auf 
Beteiligung berücksichtigt die Kommission als ent-
scheidendes Element die Ergebnisse der nach den 
Vorschriften dieses Artikels vorgenommenen Be-
wertungen. 

4. Grundsatz und Einzelheiten der Bewertung wer-
den in den Entscheidungen der Kommission über 
die gemeinschaftlichen Förderkonzepte festge-
legt. 

TITEL VIII 

Ausschüsse 

Artikel 28 

Ausschuß für die Entwicklung und Umstellung 
der Regionen 

In Anwendung von Artikel 17 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 wird bei der Kommission ein Bera-
tender Ausschuß für die Entwicklung und Umstellung 
der Regionen eingesetzt, der aus Vertretern der Mit-
gliedstaaten besteht und von dem Vertreter der Korn-
mission geleitet wird. Die EIB wird zu den Beratungen 
des Ausschusses hinzugezogen. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus-
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf innerhalb 
einer Frist Stellung, die der Vorsitzende je nach der 
Dringlichkeit der Frage, gegebenenfalls durch Ab-
stimmung, festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird zu Protokoll genommen. Au-
ßerdem kann jeder Mitgliedstaat verlangen, daß sein 
Standpunkt im Protokoll vermerkt wird. 

Die Kommission trägt der Stellungnahme des Aus-
schusses weitestgehend Rechnung. Sie setzt den Aus-
schuß davon in Kenntnis, wie sie dieser Stellung-
nahme Rechnung getragen hat. 

Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu den Ent-
würfen von Entscheidungen der Kommission über die 
gemeinschaftlichen Förderkonzepte ab, die in Arti-

kel 8 Abs. 5 und Artikel 9 Abs. 9 der genannten Ver-
ordnung vorgesehen sind, sowie zu der Festlegung 
und Überprüfung der Liste der im Rahmen des Ziels 
Nr. 2 förderungswürdigen Gebiete. Er kann außer-
dem von der Kommission mit Fragen im Sinne des 
Artikels 10 der Verordnung (EWG) Nr..../88 (EFRE

-

Verordnung) befaßt werden. 

Artikel 29 

Ausschuß gemäß Artikel 124 des Vertrags 

In Anwendung von Artikel 17 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 besteht der Ausschuß gemäß Arti-
kel 124 des Vertrages aus zwei Vertretern der Regie-
rung, zwei Vertretern der Arbeitnehmerverbände und 
zwei Vertretern der Arbeitgeberverbände je Mitglied-
staat. Das Mitglied der Kommission, das den Vorsitz 
führt, kann diese Aufgabe einem hohen Beamten der 
Kommission übertragen. 

Für jeden Mitgliedstaat wird für jede der obenge-
nannten Gruppen ein Stellvertreter benannt. Bei Ab-
wesenheit eines Mitglieds oder beider Mitglieder 
nimmt der Stellvertreter von Rechts wegen an den 
Beratungen teil. 

Die Mitglieder und die Stellvertreter werden vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission für die Dauer von drei 
Jahren ernannt. Ihr Mandat kann erneuert werden. 
Der Rat bemüht sich bei der Zusammensetzung des 
Ausschusses um eine angemessene Vertretung der 
verschiedenen beteiligten Gruppen. 

Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu den Ent-
würfen von Entscheidungen der Kommission über die 
Leitlinien für die Aktionen im Rahmen der Ziele Nr. 3 
und 4, zu den gemeinschaftlichen Förderkonzepten 
für die gleichen Ziele sowie zu den gemeinschaftli-
chen Förderkonzepten im Rahmen der Ziele Nr. 1, 
Nr. 2 und Nr. 5 b ab, wenn es sich um Fragen handelt, 
die die Beteiligung des ESF betreffen. 

Die Stellungnahmen des Ausschusses werden mit ab-
soluter Mehrheit der gültigen Stimmen abgegeben. 
Die Kommission setzt den Ausschuß davon in Kennt-
nis, wie sie diesen Stellungnahmen Rechnung getra-
gen hat. 

Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 30 

Ausschuß für Agrarstrukturen 
und ländliche Entwicklung 

In Anwendung von Artikel 17 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 wird bei der Kommission ein Aus-
schuß für Agrarstrukturen und ländliche Entwicklung 
eingesetzt, der aus Vertretern der Mitgliedstaaten be-
steht und von dem Vertreter der Kommission geleitet 
wird. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus-
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf innerhalb 
einer Frist Stellung, die der Vorsitzende nach der 
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Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann. 
Die Stellungnahme wird mit der in Artikel 148 Abs. 2 
des Vertrages für Beschlüsse des Rates auf Vorschlag 
der Kommission vorgesehenen Mehrheit abgegeben. 
Bei Abstimmungen im Ausschuß werden die Stimmen 
der Vertreter der Mitgliedstaaten nach den Bestim-
mungen des genannten Artikels gewogen. Der Vorsit-
zende nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

Die Kommission beschließt Maßnahmen, die unmit-
telbar zu vollziehen sind. Entsprechen die Maßnah-
men jedoch nicht der Stellungnahme des Ausschus-
ses, so werden sie von der Kommission dem Rat unver-
züglich mitgeteilt. In diesem Fall  kann die Kommis-
sion den Vollzug der von ihr beschlossenen Maßnah-
men um höchstens einen Monat ab dem Zeitpunkt der 
Mitteilung verschieben. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit innerhalb der 
im vorstehenden Unterabsatz genannten Frist anders 
beschließen. 

Der Ausschuß gibt Stellungnahmen zu den Entwürfen 
von folgenden Entscheidungen der Kommission ab: 

— über die gemeinsamen Aktionen im Rahmen des 
Ziels Nr. 5 a, 

— über die gemeinschaftlichen Förderkonzepte im 
Rahmen des Ziels Nr. 5 b. 

Der in diesem Absatz vorgesehene Ausschuß ersetzt 
den in Artikel 1 des Beschlusses des Rates vom 4. De-
zember 1962 1 ) eingesetzten Ständigen Agrarstruktur-
ausschuß in sämtlichen Funktionen, die ihm aufgrund 
dieses Beschlusses oder aufgrund von Artikel 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Ratest) übertragen 
wurden. 

Artikel 31 

Sonstige Vorschriften 

1. Die Kommission befaßt die in den Artikeln 28, 29 
und 30 vorgesehenen Ausschüsse regelmäßig mit 
den Berichten gemäß Artikel 16 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88. Sie kann diese Ausschüsse um 
Stellungnahme zu allen Fragen bitten, die die In-
terventionen der Fonds betreffen und die nicht in 
diesem Artikel vorgesehen sind, insbesondere im 
Zusammenhang mit der Ausübung ihres Initiativ-
rechts gemäß Artikel 5 Abs. 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88. 

2. Der Beschluß 75/185/EWG des Rates 3) über die 
Einsetzung eines Ausschusses für Regionalpolitik, 
der Beschluß 83/517/EWG des Rates 4 ) über den 
ESF-Ausschuß und hinsichtlich des EAGFL-Aus-
richtung die Artikel 11 bis 15 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 über den EAGFL-Ausschuß wer-
den aufgehoben. 

1) ABl. Nr. 136 vom 17. Dezember 1962, S. 2892/62 
2) ABl. Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 13 
3) ABl. Nr. L 73 vom 21. März 1975, S. 47 
4) ABl. Nr. L 289 vom 22. Oktober 1983, S. 42 

TITEL IX 
Berichte und Publizität 

Artikel 32 

Berichte 

Die in Artikel 16 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 genannten Jahresberichte umfassen 
u. a.: 

— eine Bilanz der Anstrengungen sämtlicher Fonds, 
der EIB und der sonstigen Finanzinstrumente zur 
Erreichung der in Artikel 1 der genannten Verord-
nung aufgeführten vorrangigen Ziele; 

— eine Bilanz der Tätigkeiten der einzelnen Fonds 
und der Verwendung der betreffenden Haushalts-
mittel sowie der Verwendung der sonstigen 
Finanzinstrumente, für die die Kommission zustän-
dig ist. 

Artikel 33 

Information und Publizität 

1. Die für die Durchführung einer Aktion mit finan-
zieller Beteiligung der Gemeinschaft verantwortli-
che Körperschaft hat für eine angemessene Publi-
zität der Aktion zu sorgen, um: 

— die potentiellen Empfänger und Wirtschaftsver-
bände auf die durch die Aktion gebotenen Mög-
lichkeiten hinzuweisen; 

— die breite Öffentlichkeit auf die Rolle der Ge-
meinschaft im Zusammenhang mit der Aktion 
aufmerksam zu machen. 

Die Mitgliedstaaten konsultieren und unterrichten 
die Kommission über ihre diesbezüglichen Initiati-
ven. 

TITEL X 
Schlußvorschriften 

Artikel 34 

Übergangsvorschriften 

1. In Anwendung von Artikel 15 Abs. 3 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 müssen Anträge auf 
mehrjährige Aktionen, die nach Verabschiedung 
der genannten Verordnung, jedoch vor Inkrafttre-
ten aller in Artikel 130e des Vertrags erwähnten 
Durchführungsverordnungen eingehen, mit den in 
Artikel 1 genannten Zielen übereinstimmen und in 
einer der in Artikel 5 vorgesehenen Interventions-
formen durchgeführt werden. 

2. Bei der Festlegung der gemeinschaftlichen Förder-
konzepte berücksichtigt die Kommission alle mehr-
jährigen Aktionen, die vom Rat oder von der Kom-
mission vor Inkrafttreten der in Artikel 130 e des 
Vertrags genannten Durchführungsbeschlüsse be-
reits genehmigt wurden und sich in dem von den 
Förderkonzepten erfaßten Zeitraum finanziell aus-
wirken. 
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3. Die Kommission kann dem betreffenden Mitglied-
staat vorschlagen, auf bereits vor dem 1. Januar 
1989 beschlossene Aktionen die Vorschriften der 
Fondsverordnungen anzuwenden, die zu diesem 
Zeitpunkt in Kraft treten. 

4. Um die Kontinuität der Aktion der Fonds in der Zeit 
vom 1. Januar bis 1. Oktober 1989 zu gewährlei-
sten, kann die Kommission in Abweichung von den 
Vorschriften des Artikels 15 Abs. 1 Aktionen ge-
nehmigen. Diese Aktionen werden in der späteren 

Entscheidung über das betreffende gemeinschaft-
liche Förderkonzept aufgeführt. 

Artikel 35 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 hinsichtlich des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 130e, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ), 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment 2), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 3), 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 130 c des Vertrags bestimmt, daß der Europäi-
sche Fonds für regionale Entwicklung die wichtigsten 
regionalen Ungleichgewichte in der Gemeinschaft 
durch eine Beteiligung an der Entwicklung und struk- 

1) ABl. Nr. C .. . 
2) ABl. Nr. C .. . 
3) ABl. Nr. C .. . 

turellen Anpassung von rückständigen Regionen und 
an der Umstellung von im Niedergang befindlichen 
Industrieregionen korrigieren soll. 

Gemäß Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 des Rates vom 24. Juni 1988 über Aufga-
ben und Effizienz der Strukturfonds und über die Ko-
ordinierung ihrer Interventionen untereinander sowie 
mit denen der Europäischen Entwicklungsbank und 
der anderen vorhandenen Finanzinstrumente 4) ist es 
wesentliche Aufgabe des europäischen Fonds für re-
gionale Entwicklung, die Ziele Nr. 1 und 2 gemäß 
Artikel 1 der genannten Verordnung zu unterstützen 
und sich an der Aktion betreffend Ziel Nr. 5 b sowie an 
der Unterstützung von Untersuchungen oder Pilotver-
suchen zur Regionalentwicklung auf Gemeinschafts-
ebene zu beteiligen. 

Die gemeinsamen Bestimmungen über die Struktur

-

fonds der Gemeinschaft wurden durch die Verord

-

nung (EWG) Nr..../88 des Rates vom ... mit Durch- 

4) ABl. Nr. L 185 vom 15. Juli 1988, S. 9 
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führungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 zur Koordinierung zwischen den Inter-
ventionen der verschiedenen Strukturfonds einerseits 
und zwischen diesen und den Interventionen der EIB 
und der sonstigen Instrumente andererseits 5) sowie 
allgemeine Bestimmungen für die Aktion der Fonds 
erlassen. 

Gemäß Artikel 3 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 müssen diese gemeinsamen Bestimmun-
gen durch besondere Vorschriften ergänzt werden, 
die sich auf die Interventionen des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung beziehen 5). 

Im Rahmen der Reform der Fonds ist es notwendig, 
daß die Kommission die Leitlinien der Regionalpolitik 
festlegt, die in den verschiedenen Phasen der Pro-
grammplanung, insbesondere bei der Festlegung der 
gemeinschaftlichen Förderkonzepte und den Inter-
ventionen des Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung, angewandt werden sollen — 

HAT  FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Gegenstand und Formen der Intervention 

Artikel 1 

Gegenstand der Intervention 

1. Aufgabe des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, im folgenden „EFRE" genannt, ist es, 
zur Verringerung der wichtigsten regionalen Un-
gleichgewichte in der Gemeinschaft und zur Stär-
kung ihres wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts beizutragen. 

2. Gemäß Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 beteiligt sich der EFRE an der Finan-
zierung von: 

a) produktiven Investitionen zur Schaffung oder 
Erhaltung dauerhafter Arbeitsplätze; 

b) Infrastrukturen, und zwar 

— in den unter das Ziel Nr. 1 fallenden Regio-
nen bei Infrastrukturen, die zur wirtschaftli-
chen Entwicklung beitragen, 

— in den unter das Ziel Nr. 2 fallenden Regio-
nen und Gebieten bei Infrastrukturen, die 
der Wiederherrichtung von brachliegendem 
Industriegelände dienen und die zur Schaf-
fung und Entwicklung wirtschaftlicher Akti-
vitäten notwendig sind, 

— in den unter das Ziel Nr. 5 b fallenden Zonen 
bei Infrastrukturen, die in einem direkten 
Zusammenhang mit wirtschaftlichen Aktivi-
täten stehen, die Arbeitsplätze außerhalb der 
Landwirtschaft schaffen; 

c) Maßnahmen zur Erschließung des endogenen 
Potentials der Regionen, durch Maßnahmen der 
Anregung und Unterstützung von lokalen Ent-
wicklungsinitiativen und von Aktivitäten klei- 

5) ABl. Nr. L .. . 

ner und mittlerer Unternehmen, die insbeson-
dere umfassen: 

— Beihilfen zu gemeinsamen Dienstleistungs-
einrichtungen von Unternehmen; 

— Verbesserung des Zugangs der Unterneh-
men zu den Kapitalmärkten, insbesondere 
durch die Übernahme von Bürgschaften, Be-
teiligungen, Kautionen und Versicherun-
gen; 

— direkte Investitionsbeihilfen, sofern keine 
allgemeine Beihilferegelung besteht; 

— Errichtung von kleinen Infrastrukturen. 

d) Aktionen der Regionalentwicklung auf Ge-
meinschaftsebene. 

Artikel 2 

Pläne regionalen Charakters 

1. Neben den allgemeinen Bestimmungen gemäß 
Titel II  der [Koordinierungs-]Verordnung finden 
die nachfolgenden besonderen Vorschriften auf die 
Pläne regionalen Charakters nach Artikel 8 Ab-
satz 4 und Artikel 9 Absatz 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 Anwendung. 

2. Pläne, die sich auf Regionen beziehen, die unter 
das Ziel Nr. 1 fallen, betreffen im allgemeinen eine 
oder mehrere Regionen der Ebene NUTS II. 

Diese Pläne enthalten insbesondere folgende An-
gaben: 

a) eine zusammenfassende Analyse der sozialen 
und wirtschaftlichen Lage der Region, die insbe-
sondere über die voraussichtliche demographi-
sche Entwicklung Auskunft gibt, 

b) eine Beschreibung der von den Mitgliedstaaten 
angestrebten Entwicklungsstrategie mit An-
gabe der dafür vorgesehenen nationalen und 
regionalen Finanzmittel, 

c) eine Darlegung der Prioritäten des Mitglied-
staates und der regionalen Entwicklungsmaß-
nahmen, für die der Mitgliedstaat beabsichtigt, 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft 
zu beantragen, einschließlich der für die ver-
schiedenen Formen der Gemeinschaftsinter-
ventionen veranschlagten Beträge, 

d) die Bezeichnung der für die Durchführung der 
Maßnahmen zuständigen nationalen, regiona-
len, lokalen oder sonstigen Behörden. 

Die Geltungsdauer der Pläne beträgt im allgemei-
nen fünf Jahre; die Pläne können jährlich angepaßt 
werden. 

3. Pläne, die sich auf Regionen beziehen, die unter 
das Ziel Nr. 2 fallen, betreffen im allgemeinen eine 
oder mehrere Regionen der Ebene NUTS III. Diese 
Pläne enthalten insbesondere folgende Angaben: 

a) eine Beschreibung der von dem Mitgliedstaat 
angestrebten Umstellungsstrategie unter An- 
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gabe der dafür vorgesehenen nationalen und 
regionalen Finanzmittel, 

b) eine Darlegung der Prioritäten des Mitglied-
staates und der regionalen Umstellungsmaß-
nahmen, für die der Mitgliedstaat beabsichtigt, 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft 
zu beantragen, einschließlich der für die ver-
schiedenen Formen der Gemeinschaftsinter-
ventionen veranschlagten Beträge, 

c) ausreichende Angaben für eine Beurteilung der 
regionalwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 

d) die Bezeichnung der für die Durchführung der 
Maßnahmen zuständigen nationalen, regiona-
len, lokalen oder sonstigen Behörden. 

Die Geltungsdauer der Pläne beträgt im allgemei-
nen drei Jahre; die Pläne können jährlich angepaßt 
werden. 

Artikel 3 

Operationelle Regionalprogramme 

1. Die operationellen Regionalprogramme für die un-
ter das Ziel Nr. 1 fallenden Regionen betreffen im 
allgemeinen eine oder mehrere Regionen der 
Ebene NUTS II oder in spezifischen Fällen der 
Ebene NUTS III. Für die unter die Ziele Nr. 2 und 
5 b fallenden Regionen und Gebiete sowie für die 
Grenzgebiete betreffen sie im allgemeinen ein 
oder mehrere Gebiete der Ebene NUTS III. 

2. Die Programme können auf Initiative eines Mit-
gliedstaates oder der Kommission im Einverneh-
men mit dem Mitgliedstaat durchgeführt werden. 

Die auf Initiative eines Mitgliedstaates durchge-
führten operationellen Regionalprogramme wer-
den von den von dem Mitgliedstaat benannten zu-
ständigen Stellen im Einvernehmen mit der  Kom-
mission  festgelegt. 

Für die operationellen Regionalprogramme, die auf 
Initiative der Kommission durchgeführt werden, 
legt die Kommission nach Konsultation des in Arti-
kel 28 der [Koordinations]Verordnung genannten 
Ausschusses die Einzelheiten fest und fordert die 
von dem Mitgliedstaat benannten zuständigen 
Stellen auf, entsprechende operationelle Pro-
gramme festzulegen. 

Die Initiative der Kommission bezweckt, 

— zur Lösung schwerwiegender Probleme beizu-
tragen, die sich unmittelbar aus der Verwirkli-
chung anderer Gemeinschaftspolitiken erge-
ben und die sozioökonomische Lage einer oder 
mehrerer Regionen berühren, 

— die regionale Durchführung von Gemein-
schaftspolitiken zu fördern, 

— zur Lösung gemeinsamer Probleme bestimmter 
Regionstypen beizutragen. 

3. Für die unter das Ziel Nr. 1 fallenden Regionen soll 
ein operationelles Regionalprogramm im allgemei-
nen die Summe von 100 Mio. ECU nicht unter-
schreiten. 

Artikel 4 

Kofinanzierung von Beihilferegelungen 

1. Die Kofinanzierung von Beihilferegelungen mit 
regionaler Zweckbestimmung ist die bevorzugte 
Form der Förderung produktiver Investitionen. 

2. Zur Vorbereitung ihrer Entscheidung über eine 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft prüft die 
Kommission zusammen mit den zuständigen Be-
hörden des Mitgliedstaates die Einzelheiten der 
Beihilferegelung. Sie vergewissert sich, daß dabei 
insbesondere folgende Gesichtspunkte berück-
sichtigt werden: 

— die Höhe der Beihilfesätze unter Berücksichti-
gung der relativen sozioökonomischen Lage der 
betroffenen Regionen und der sich daraus erge-
benden Standortnachteile für die Unterneh-
men; 

— die Diversifizierung der Beihilfeverfahren und 
-formen, um den Bedürfnissen der Empfänger 
Rechnung zu tragen; 

— der Vorrang für kleine und mittlere Unterneh-
men und Förderung der auf sie zugeschnittenen 
Dienstleistungen wie Unternehmensberatung 
und Marktstudien. 

Artikel 5 

Großprojekte 

1. Außer den in Artikel 16 der Koordinierungsverord-
nung genannten Informationen müssen die An-
träge auf EFRE-Zuschüsse für Großprojekte fol-
gende Angaben enthalten: 

a) bei Infrastrukturen 

— den voraussichtlichen Ausnutzungsgrad und 
die Auswirkungen auf die Beschäftigung, 

— die Auswirkungen der Gemeinschaftsinter-
vention auf die Verwirklichung des Pro-
jekts, 

— die Analyse der Kosten und sozioökonomi-
schen Vorteile des Vorhabens, 

— die vorhersehbaren Auswirkungen auf die 
Entwicklung oder Umstellung der betroffe-
nen Region, 

b) bei produktiven Investitionen 

— die Marktaussichten in der betreffenden 
Branche, 
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— die Analyse der voraussichtlichen Rentabili-
tät des Vorhabens. 

2. Sämtliche Angaben, die sich auf Großprojekte be-
ziehen, müssen auch für Großprojekte gemacht 
werden, die Teil eines operationellen Programms 
sind. 

Artikel 6 

Globalzuschüsse 

1. Gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 kann die Kommission geeigneten Re-
gionalentwicklungsorganen die Verwaltung der 
Globalzuschüsse übertragen, durch die sie bevor-
zugt Maßnahmen zugunsten der lokalen Entwick-
lung unterstützt. Diese Organe müssen mit der 
Wahrnehmung öffentlicher Interessen betraut sein 
und eine angemessene Beteiligung der unmittelbar 
an der Durchführung der vorgesehenen Maßnah-
men interessierten sozioökonomischen Kreise 
sicherstellen. 

2. Die Einzelheiten der Verwendung der Globalzu-
schüsse werden von der Kommission festgelegt 
und sind Gegenstand von Übereinkünften zwi-
schen der Kommission und den jeweiligen Regio-
nalentwicklungsorganen im Einvernehmen mit 
dem betroffenen Mitgliedstaat. 

Dabei werden insbesondere folgende Einzelheiten 
festgelegt: 

— die Art der durchzuführenden Maßnahmen, 

— die Kriterien für die Auswahl der Begünstig-
ten, 

— die Bedingungen und Sätze für die EFRE-Betei-
ligung, 

— die Begleitmodalitäten für die Verwendung der 
Globalzuschüsse. 

Artikel 7 

Vorbereitende und begleitende Maßnahmen 

1. Der EFRE kann mit bis zu 1 % seiner jährlichen 
Mittelausstattung die zur Durchführung dieser 
Verordnung notwendigen Vorbereitungs-, Begleit-
und Verwaltungsmaßnahmen finanzieren. Diese 
Maßnahmen können von externen Sachverständi-
gen oder von der Kommission selbst durchgeführt 
werden. Sie beinhalten insbesondere Studien, 
auch solche allgemeiner Art, die sich auf die regio-
nalpolitische Tätigkeit der Gemeinschaft ein-
schließlich der Maßnahmen zur technischen Unter-
stützung oder Information beziehen. 

2. Die auf Initiative der Kommission durchgeführten 
Maßnahmen können vom EFRE zu 100 % finanziert 
werden. Für die anderen Maßnahmen gelten die in 
Artikel 18 Abs. 2 der [Koordinierungs]Verordnung 
genannten Sätze. 

TITEL I I 
Leitlinien und Pa rtnerschaft 

Artikel 8 

Periodischer Bericht und Leitlinien 

1. Ein periodischer Bericht über die sozioökonomi-
sche Lage und Entwicklung der Regionen der Ge-
meinschaft, der auch die makroökonomischen Aus-
wirkungen der regionalpolitischen Tätigkeit der 
Gemeinschaft darlegt, wird von der Kommission im 
Abstand von vier Jahren erstellt. Die Mitgliedstaa-
ten übermitteln der Kommission die geeigneten In-
formationen, um eine Analyse der Regionen in der 
Gemeinschaft auf der Grundlage möglichst ver-
gleichbarer und aktueller Statistiken zu erstellen. 

Der erste pe riodische Bericht wird spätestens bis 
zum 31. Dezember 1990 erstellt. 

2. Der Bericht bildet die Grundlage, um Leitlinien für 
die Regionalpolitik der Gemeinschaft zu entwik-
keln. Diese Leitlinien sollen in den verschiedenen 
Phasen der Programmierung Anwendung finden, 
insbesondere bei der Erstellung von gemeinschaft-
lichen Förderkonzepten und bei den Interventio-
nen des EFRE. Die Leitlinien werden im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

3. Die Entwicklungs- und Umstellungsstrategien sind 
so zu gestalten, daß sie das Wachstum und die 
Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze in den betrof-
fenen Regionen oder Gebieten fördern. Die vom 
EFRE geförderten Infrastrukturen müssen unmit-
telbar dazu beitragen, die Wirtschaftskraft der Re-
gionen zu erhöhen. Die Kommission erläßt die er-
forderlichen Durchführungsvorschriften für die be-
troffenen Kategorien von Infrastrukturen. 

Artikel 9 

Regionale Partnerschaft 

Die regionalpolitische Tätigkeit der Gemeinschaft 
wird in enger Abstimmung zwischen der Kommission, 
dem betroffenen Mitgliedstaat und den von diesem 
bestimmten zuständigen Behörden, insbesondere auf 
regionaler Ebene, durchgeführt. 

TITEL III 

Regionalentwicklung auf Gemeinschaftsebene 

Artikel 10 

Definition der Interventionen 

1. Gemäß Artikel 3 Abs. 1 letzter Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 kann der EFRE au-
ßerdem auf Gemeinschaftsebene zur Finanzierung 
von folgenden Maßnahmen beitragen: 

a) auf Initiative der Kommission erstellter Studien, 
die untersuchen sollen: 

— die räumlichen Auswirkungen bestimmter 
von nationalen Behörden geplanter Maß- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/3652 

nahmen, vor allem bei großen Infrastruktu-
ren, deren Auswirkungen den nationalen 
Rahmen überschreiten; 

— die Maßnahmen, mit denen den spezifischen 
Problemen von innergemeinschaftlichen 
Grenzregionen abgeholfen werden soll; 

— die zur Erstellung eines vorausschauenden 
Schemas für die Nutzung des Gemein-
schaftsraumes notwendigen Elemente; 

b) Pilotprojekte, die: 

— einen Anreiz für Infrastrukturen, produktive 
Investitionen und andere spezifische Maß-
nahmen darstellen und von ausgeprägtem 
Gemeinschaftsinteresse sind, vor allem in 
den innergemeinschaftlichen Grenzregio-
nen; 

— den Erfahrungsaustausch und die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Entwicklung 
zwischen den Regionen der Gemeinschaft 
sowie innovative Maßnahmen fördern. 

2. Auf Initiative der Kommission kann der in Arti-
kel 28 der [Koordinierungs-]Verordnung bezeich-
nete Ausschuß mit Fragen zur Regionalentwick-
lung auf Gemeinschaftsebene, zur Koordinierung 
der nationalen Regionalpolitiken oder zu jedem 
anderen Problem, das mit der regionalpolitischen 
Tätigkeit der Gemeinschaft zusammenhängt, be-
faßt werden. Er kann gemeinsame Schlußfolgerun-
gen abgeben, auf deren Grundlage die Kommis-
sion gegebenenfalls Empfehlungen an die Mit-
gliedstaaten richtet. 

3. Das Nähere regelt die Kommission. 

TITEL IV 
Allgemeine und Schlußvorschriften 

Artikel 11 

Kontrolle der Vereinbarkeit 

Die Mitgliedstaaten sind gehalten, der Kommission 
in geeigneter Form nachzuweisen, daß die Vorschrif-
ten von Artikel 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 eingehalten wurden. 

Artikel 12 

Information und Publizität 

Die Informations- und Publizitätsvorschriften ge-
mäß Artikel 33 der [Koordinierungs-]Verordnung und 
für die Maßnahmen des EFRE werden von der Kom-
mission erlassen und im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht. 

Artikel 13 

Indikative Aufteilung der Mittel des EFRE 

Gemäß Artikel 12 Abs. 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 beschließt die Kommission vor dem 1. Ja-
nuar 1989 für einen Zeitraum von fünf Jahren Richt-
werte über die Aufteilung von 85 % der Verpflich-
tungsermächtigungen des EFRE auf die Mitgliedstaa-
ten. 

Artikel 14 

Schlußvorschrift 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1787/84 des Rates 1 ) 
wird aufgehoben, vorbehaltlich der Anwendung von 
Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 und 
von Artikel 34 der [Koordinierungs-]Verordnung. 

Artikel 15 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in Kraft. 

Artikel 13 gilt jedoch ab dem Tag der Verabschiedung 
dieser Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1 ) ABl. Nr. L 169 vom 28. Juni 1984, S. 1 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 hinsichtlich des Europäischen Sozialfonds 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestütz auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Arti-
kel 127, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 2), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 3), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 3 Abs. 4 der Verordnung (EWG) des Rates 
Nr. 2052/88 vom 24. Juni 1988 über die Aufgaben und 
Effizienz der Strukturfonds und über die Koordinie-
rung ihrer Interventionen untereinander sowie mit de-
nen der EIB und der anderen vorhandenen Finanzin-
strumente 4) bestimmt, daß der Rat die spezifischen 
Bestimmungen über den Einsatz der einzelnen Struk-
turfonds erläßt. 

Es ist daher festzulegen, welche Arten von Maßnah-
men für eine Intervention des Europäischen Sozial-
fonds (nachstehend „Fonds" genannt) in Frage kom-
men. 

Der Geltungsbereich des Fonds ist unter Berücksich-
tigung seiner Zuständigkeit entsprechend den fünf in 
Artikel 1 der genannten Verordnung niedergelegten 
Zielen abzugrenzen. 

Es ist festzulegen, welche Ausgaben für die Fondsbe-
teiligung in Frage kommen. 

Zur Vermeidung einer unterschiedlichen Entwick-
lung der Ausgaben sind schrittweise Standardkosten 
für die Durchführung der vom Fonds unterstützten 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen einzuführen. 

Nach Artikel 10 Abs. 1 der genannten Verordnung 
erläßt die Kommission Leitlinien für die Verwirkli-
chung der in jener Verordnung genannten Ziele Nr. 3 
und 4. 

Es sind die Modalitäten für die von den Mitgliedstaa-
ten aufgrund derselben Verordnung zu erstellenden 
Pläne festzulegen. 

Die Formen der Fondsbeteiligung und der Inhalt der 
Zuschußanträge für Maßnahmen, die im Rahmen der 
Arbeitsmarktpolitik der Mitgliedstaaten durchgeführt 
werden sollen, sind zu regeln. 

1) ... 

2) ... 

3) ... 

4) ABl. Nr. L 185 vom 15. Juli 1988, S. 9 

Außerdem sind die Einreichung und Genehmigung 
der Anträge auf Fondszuschüsse sowie die Kontroll-
modalitäten zu regeln. 

Schließlich müssen die Übergangsvorschriften festge-
legt werden  — 

HAT  FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zuschuβfähige Maßnahmen 

1. Unter den in den Verordnungen (EWG) 
Nr. 2052/88 und [KOORD/]88 1) sowie den in dieser 
Verordnung festgelegten Voraussetzungen betei-
ligt sich der Fonds an der Finanzierung folgender 
Maßnahmen: 

a) Maßnahmen zur Berufsbildung, die erforderli-
chenfalls von Maßnahmen zur Berufsberatung 
begleitet werden; 

b) Beihilfen zur Einstellung in neu geschaffene 
Dauerarbeitsplätze und Maßnahmen zur Exi-
stenzgründung. 

2. In diesem Rahmen beteiligt sich der Fonds auch an 
der Finanzierung folgender Maßnahmen: 

a) Maßnahmen innovativer Art, die neue Hypothe-
sen über Inhalt, Methodik und Aufbau der Be-
rufsbildung stärken und ganz allgemein die Be-
schäftigung fördern sollen, um die Grundlage 
für spätere Fondsbeteiligungen in mehreren 
Mitgliedstaaten zu schaffen; 

b) die zur Durchführung dieser Verordnung erfor-
derlichen Vorbereitungs-, Begleit- und Verwal-
tungsmaßnahmen; diese Maßnahmen erstrek-
ken sich vor allem auf Untersuchungen, techni-
sche Hilfe und Erfahrungsaustausch, von dem 
ein Multiplikatoreffekt ausgeht, sowie Maßnah-
men zur Begleitung und Bewertung der vom 
Fonds finanzierten Maßnahmen; 

c) Maßnahmen zur Ausbildung von Arbeitneh-
mervertretern zweier oder mehrerer Mitglied-
staaten auf Ersuchen der Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerorganisationen im Zusammenhang 
mit der Modernisierung des Produktionsappa-
rats. 

3. Die Berufsbildung im Sinne von Absatz 1 Buch-
stabe a umfaßt einmal alle Maßnahmen zur Ver-
mittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten, die auf 
dem Arbeitsmarkt zur Ausübung einer oder meh-
rerer spezifischer Berufstätigkeiten, mit Ausnahme 
der Lehre, erforderlich sind, und zum andern alle 

1 ) ... 
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Maßnahmen mit hochtechnologischem Inhalt zur 
Entwicklung hochqualifizierter Fähigkeiten, die 
auf einem sich wandelnden Arbeitsmarkt zur Be-
setzung offener Stellen erforderlich sind. 

4. Abweichend von Absatz 3 umfaßt die Berufsbil-
dung in den unter die Ziele Nr. 1 und 5 b fallenden 
Regionen alle Maßnahmen zur beruflichen Qualifi-
zierung und Weiterbildung, die zum Einsatz neuer 
Produktions- und/oder Managementverfahren in 
kleinen und mittleren Unternehmen erforderlich 
sind. 

5. Abweichend davon umfaßt die Berufsbildung in 
den unter Ziel Nr. 1 fallenden Regionen 

— den theoretischen Teil der im Rahmen einer 
Lehre vermittelten Berufsbildung außerhalb des 
Unternehmens; 

— den Teil der Ausbildung, der im Rahmen des 
innerstaatlichen Sekundarschulsystems speziell 
auf die berufliche Ausbildung nach Ende der 
Vollzeitschulpflicht ausgerichtet ist, wenn diese 
Schulen ihr Lehrangebot und ihre beruflichen 
Ausbildungsmethoden an die durch die wirt-
schaftlichen und technologischen Veränderun-
gen bedingten Herausforderungen anpassen. 

6. In den unter Ziel Nr. 1 fallenden Regionen werden 
für einen Zeitraum von drei Jahren nach Inkrafttre-
ten dieser Verordnung die Maßnahmen zur Ge-
währung von Einstellungsbeihilfen auf Aktionen 
zur Beschäftigung im Rahmen gemeinnütziger 
Vorhaben und zur Schaffung zusätzlicher Arbeits-
plätze von mindestens sechsmonatiger Dauer zu-
gunsten von Langzeitarbeitslosen über 25 Jahren 
ausgedehnt. 

Artikel 2 

Geltungsbereich 

Nach Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 können Zuschüsse aus dem Fonds für fol-
gende Ziele gewährt werden: 

a) Ziele Nr. 3 und 4 für Maßnahmen zur 

— Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
durch berufliche Eingliederung von Arbeitneh-
mern ab 26 Jahren, die seit mehr als zwölf Mo-
naten ohne Beschäftigung sind; 

— Erleichterung der beruflichen Eingliederung 
von Jugendlichen bis zu 25 Jahren, die das 
Alter erreicht haben, in dem die Vollzeitschul-
pflicht endet, und die eine Beschäftigung 
suchen, gleich, wie lange diese Arbeitssuche 
dauert; 

b) Ziele Nr. 1, 2 und 5 b für Maßnahmen zur 

— Förderung der Beschäftigungsstabilität und zur 
Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten 
zugunsten der Beschäftigten der kleinen und 
mittleren Unternehmen und der von Arbeitslo-
sigkeit bedrohten oder arbeitslosen Personen; 

— Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung aller Erwerbspersonen, die an einer für 
die Verwirklichung der Entwicklungsziele und 
der Umgestaltung eines integrierten Pro-
gramms wesentlichen Maßnahme teilnehmen; 

c) Ziel Nr. 1 zugunsten von Personen, die 

— in einem Lehrverhältnis stehen; 

— im Rahmen der innerstaatlichen berufsbilden-
den Sekundarschulsysteme eine berufliche 
Ausbildung absolvieren. 

Artikel 3 

Zuschußfähige Ausgaben 

1. Zuschüsse aus dem Fonds können nur für Ausga-
ben zur Deckung folgender Kosten bzw. zur Finan-
zierung folgender Maßnahmen gewährt werden: 

a) des Einkommens von Personen, die an einer 
Berufsbildungsmaßnahme teilnehmen; 

b) der Kosten für 

— die Vorbereitung, Durchführung und Ver-
waltung von Berufsbildungsmaßnahmen, 
einschließlich Berufsberatung, sowie der Ko-
sten für die Ausbildung des Lehrpersonals; 

— den Aufenthalt, einschließlich Fahrkosten, 
der Teilnehmer an Berufsbildungsmaßnah-
men; 

c) der Gewährung von Beihilfen zur Einstellung in 
neugeschaffene Dauerarbeitsplätze für einen 
Zeitraum von höchstens zwölf Monaten je Per-
son und zur Existenzgründung; 

d) der Vorbereitung, Begleitung und Verwaltung 
von Maßnahmen, für die ein Fondszuschuß nach 
Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben b und c dieser Ver-
ordnung gewährt wird. 

2. Die Kommission legt jährlich den zuschußfähigen 
Höchstbetrag je Person und Woche fest, der nach 
Absatz 1 Buchstabe c gewährt werden kann. Die-
ser Betrag errechnet sich aus 30 % des durch-
schnittlichen Bruttoarbeitsverdienstes der Indu-
striearbeiter des jeweiligen Mitgliedstaats, der ent-
sprechend der harmonisierten Definition des Stati-
stischen Amtes der Europäischen Gemeinschaft er-
mittelt wird; er wird im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht. 

3. Die Kommission achtet darauf, daß sich die Ausga-
ben des Fonds für gleichartige Maßnahmen nicht 
unterschiedlich entwickeln. Zu diesem Zweck setzt 
sie für jeden Mitgliedstaat und alle vom Fonds zu 
finanzierenden Ausgaben Standardkosten ent-
sprechend der Art der Ausbildungsmaßnahmen 
fest. 

Die Kommission setzt die ersten Standardkosten im 
Laufe des ersten Haushaltsjahres nach Inkrafttre-
ten dieser Verordnung fest; diese Standardkosten, 
die von der Kommission im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht werden, gel-
ten für das darauffolgende Haushaltsjahr. 
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Artikel 4 

Leitlinien 

1. Nach Artikel 10 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 erläßt die Kommission vor dem 15. Fe-
bruar 1989 die für einen Mehrjahreszeitraum gel-
tenden Leitlinien für die unter die Ziele Nr. 3 und 4 
fallenden Aktionen entsprechend der Definition 
der gemeinschaftlichen Förderkonzepte. Sie veröf-
fentlicht diese Leitlinien im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften. 

2. Etwaige Änderungen werden vor dem 1. Februar 
eines jeden Haushaltsjahres vorgenommen; sie 
gelten für die neuen gemeinschaftlichen Förder-
konzepte oder die geänderten Konzepte für die fol-
genden Haushaltsjahre. 

3. In den Leitlinien werden die bildungs- und 
beschäftigungspolitischen Schwerpunktbereiche 
festgelegt, in die sich die für einen Fondszuschuß in 
Frage kommende Maßnahmen einfügen; neben 
den unter die Ziele Nr. 1, 2 und 5 b fallenden Regio-
nen gelten im Hinblick auf eine Finanzierung der 
Gemeinschaft die Maßnahmen als vorrangig, die 
auf die Besetzung offener Stellen abzielen. 

Artikel 5 

Pläne 

In den Plänen nach Artikel 8 bis 11 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 ist insbesondere für den den Fonds 
betreffenden Teil folgendes aufzuführen: 

— die Unausgewogenheiten zwischen Stellenange-
boten und Stellengesuchen, 

— die Art und die Merkmale der nicht bef riedigten 
Stellenangebote, 

— die an den Arbeitsmärkten auftretenden Qualifi-
kationslücken, 

— das Verzeichnis der geplanten oder laufenden 
Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen, 

— die Zahl der betroffenen Personen, aufgegliedert 
nach Gruppen und Arten von Maßnahmen, 

— der Umfang der finanziellen Bemühungen der 
staatlichen Stellen auf allen Ebenen. 

Artikel 6 

Interventionsformen 

1. Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 
werden die Anträge auf Fondszuschüsse in Form 
von operationellen Programmen und Globalzu-
schüssen oder von Maßnahmen im Sinne von Arti-
kel 1 Abs. 2 Buchstaben b und c vorgelegt. Die 
operationellen Programme und die Globalzu-
schüsse können die einschlägigen Vorbereitungs-, 
Begleit- und Verwaltungsmaßnahmen umfassen. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln die für die Prüfung 
der Maßnahmen notwendigen Angaben, insbeson-
dere die in -Artikel 14 Abs. 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. [KOORD/]88 genannten Angaben, und 
die fondsspezifischen Angaben (Standort, Perso-
nenzahl, Dauer der Maßnahme je Person, ange-
strebter Grad der beruflichen Qualifikation). 

Außerdem ist folgendes anzugeben: 

— Wenn es sich um Arbeitslose oder Beschäftigungs-
lose handelt, der Grad ihrer beruflichen Qualifika-
tion zu Beginn der Maßnahmen; 

— wenn es sich um Erwerbstätige handelt, die Art 
und das Ausmaß der geplanten beruflichen Um-
schulung; 

— wenn es sich um Maßnahmen zur Umstellung oder 
zur wirtschaft lichen Umstrukturierung handelt, 
der Umfang und die Art der geplanten Investition 
sowie die Änderungen bei den Produkten oder den 
Produktionssystemen. 

Artikel 7 

Einreichung und Genehmigung 
der Zuschußanträge 

1. Die Zuschußanträge werden spätestens drei Mo-
nate vor Beginn der Maßnahmen eingereicht. Ih-
nen wird ein mit Hilfe von EDV-Verfahren erstell-
tes Formular beigefügt, in dem die Merkmale jeder 
Maßnahme aufgeführt sind, so daß die Maßnahme 
von der Zahlungsverpflichtung bis zur Endzahlung 
überwacht werden kann. 

2. Die Kommission beschließt über diese Anträge vor 
Beginn der Maßnahmen. 

Artikel 8 

Kontrollmodalitäten 

Nach Artikel 24 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. [KOORD/]88 kann die Kommission Prüfungen vor 
Ort vornehmen. Diese Prüfungen können durch eine 
repräsentative Stichprobe erfolgen. In diesem Falle 
legt die Kommission nach Abstimmung mit dem be-
troffenen Mitgliedstaat unter Berücksichtigung der 
inhaltlichen und technischen Bedingungen der be-
treffenden Maßnahme den Umfang der Stichproben-
prüfung fest. Soweit die Stichprobe zu einer Kürzung 
führt, wird diese proportional auf den Gesamtbetrag 
angewandt, für den die Zahlung beantragt wird; dem 
Mitgliedstaat ist zuvor Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 
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Artikel 9 

Übergangsvorschriften 

1. Nach Artikel 15 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 fallen die vor dem 21. Oktober 1988 
eingereichten Zuschußanträge für das Haushalts-
jahr 1989 unter den Beschluß 83/516/EWG des Ra-
tes 1 ) und die zu seiner Durchführung erlassenen 
Vorschriften. 

2. Die ersten Pläne erfassen einen Zeitraum ab 1. Ja-
nuar 1990. Die die Ziele Nr. 1, 2 und 5 b betreffen-
den Pläne werden vor dem 31. März 1989 vorge-
legt. Die die Ziele Nr. 3 und 4 betreffenden Pläne 
werden bis spätestens 1. Juni 1989 vorgelegt. 

3. Die Zuschußanträge für Maßnahmen, die mit Be-
ginn des Haushaltsjahres 1990 durchgeführt wer-
den, werden vor dem 30. Juni 1989 vorgelegt. 

1 ) ABl. Nr. L 289 vom 22. Oktober 1983, S. 38 

Artikel 10 

Verwaltungsmodalitäten 

Die Kommission legt die Durchführungsmodalitä-
ten zu dieser Verordnung fest. 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

1. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in Kraft. 
Vorbehaltlich der Übergangsvorschriften des Arti-
kels 9 gilt sie ab dem gleichen Zeitpunkt. 

2. Die Verordnung (EWG) Nr. 2950/83 2) wird aufge-
hoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

2) ABl. Nr. L 289 vom 22. Oktober 1983, S. 1 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 hinsichtlich des EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 2 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 3), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 3 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 des Rates 4) erläßt der Rat die spezifischen 
Bestimmungen für den Einsatz der einzelnen Struk-
turfonds. 

Die dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung 
— nachstehend „Fonds" genannt — durch Artikel 3 
Abs. 3 der genannten Verordnung übertragenen Auf-
gaben müssen entsprechend dem Beitrag dieses 
Fonds zur Verwirklichung der in Artikel 1 der Verord-
nung genannten Ziele Nummern 1, 5 a und 5 b präzi-
siert werden. 

Die Maßnahmen zur beschleunigten Anpassung der 
Agrarstrukturen im Hinblick auf die Reform der Struk-
turfonds müssen die Maßnahmen umfassen, die eng 
mit der Gemeinsamen Agrarpolitik zusammenhängen 
und den allgemeinen Zielen dieser Politik entspre-
chen. 

Ein Teil dieser auf Gemeinschaftsebene bereits ge-
troffenen Maßnahmen kann jedoch angepaßt werden, 
um den in den einzelnen Regionen der Gemeinschaft 
unterschiedlichen strukturellen Gegebenheiten durch 
eine stärkere Diversifizierung Rechnung zu tragen, 
und zwar insbesondere durch eine Differenzierung 
der Beteiligung zugunsten der unter das Ziel Nr. 1 fal-
lenden Gebiete. 

Die Maßnahmen, die zur Verwirklichung des Ziels 
Nr. 1 sowie zur Förderung der Entwicklung des länd-
lichen Raums (Ziel Nr. 5 b) beitragen, müssen die 
Maßnahmen umfassen, die auf die besonderen Struk-
turprobleme dieser Gebiete abgestimmt sind. 

Diese Maßnahmen müssen jedoch in Übereinstim-
mung mit den Zielen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
durchgeführt werden und dürfen nicht zu einer Zu-
nahme der Überschußerzeugung führen; dies gilt ins-
besondere für die Bewässerungsmaßnahmen. 

1) . . . 

2) . . . 

3) . . . 

4) ABl. Nr. L 185 vom 15. Juli 1988, S. 9 

Von besonderem Interesse sind die Maßnahmen zur 
Entwicklung und Aufwertung des Waldes, nicht nur 
als Beschäftigungs- und Einkommensalternative für 
die Landwirtschaft in diesen Gebieten, sondern auch, 
um den Beitrag des Waldes zur Umweltverbesserung 
zu erhöhen und seine Schutzfunktion zu verbessern. 

Es ist angezeigt, die Interventionsformen des Fonds 
festzulegen; operationelle Programme und gegebe

-

nenfalls Globalzuschüsse sind sowohl für die Maß-
nahmen zur Entwicklung der Gebiete mit Entwick-
lungsrückstand und die ländlichen Gebiete als auch 
für die Maßnahmen zur Verbesserung der Vermark-
tungs- und Verarbeitungsstrukturen für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse die geeignetsten Formen. 

Es ist vorzusehen, daß die Kommission die für die 
Durchführung dieser Verordnung erforderlichen 
Durchführungsvorschriften, insbesondere in bezug 
auf die Einreichung der operationellen Programme 
erläßt — 

HAT  FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Der gemäß Artikel 1 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates 1) eingesetzte Europäische 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft, Abteilung Ausrichtung, nachstehend 
„Fonds" genannt, kann entsprechend den Krite-
rien und Zielen in Titel I bis IV der vorliegenden 
Verordnung die Maßnahmen finanzieren, die zur 
Durchführung der in Artikel 3 Abs. 3 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 genannten Aufgaben ge-
troffen werden, um die in Artikel 1 jener Verord-
nung definierten Ziele Nr. 1 und Nr. 5 zu verwirk-
lichen. 

2. Die in der Verordnung (EWG) Nr. [KOORD/]88 ge-
nannten Bedingungen und Kriterien finden auf die 
nach Maßgabe dieser Verordnung finanzierten 
Maßnahmen Anwendung, es sei denn, diese Ver-
ordnung oder die nach Maßgabe von Artikel 2 
Abs. 1 getroffenen Bestimmungen sehen etwas an-
deres vor. 

3. Unbeschadet des Artikels 34 der Verordnung 
(EWG) Nr. [KOORD/]88 und des Artikels 11 der 
vorliegenden Verordnung beschließt der Rat auf 
Vorschlag der Kommission nach dem Verfahren 
des Artikels 43 des Vertrages vor dem 31. Dezem-
ber 1989, wie die gemeinsamen Maßnahmen anzu-
passen sind, die nach Maßgabe von Artikel 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 im Hinblick auf die 
Verwirklichung der in Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 genannten Ziele sowie nach Maßgabe 

1 ) ABl. Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 13 
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der durch die Verordnung (EWG) Nr. [KOORD/]88 
festgelegten Regeln und nach Maßgabe der vorlie-
genden Verordnung eingeleitet worden sind. 

TITEL I 

Beschleunigte Anpassung der Agrarstrukturen 
im Hinblick auf die Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik 

Artikel 2 

1. Aus dem Fonds können die vom Rat gemäß dem 
Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 dritter Unterab-
satz des Vertrags im Hinblick auf die beschleunigte 
Anpassung der Agrarstrukturen und insbesondere 
mit Blick auf die Reform der Gemeinsamen Agrar-
politik beschlossenen gemeinsamen Maßnahmen 
finanziert werden. 

2. Die in Absatz 1 genannten gemeinsamen Maßnah-
men können insbesondere betreffen: 

— flankierende Maßnahmen zur Marktpolitik, wie 
Verringerung des Produktionspotentials oder 
Neuausrichtung und Umstellung der Produk-
tion, einschließlich der Erzeugung qualitativ 
hochwertiger Erzeugnisse und der Vermark-
tung von Erzeugnissen auf dem Bauernhof; 

— die Aufforstung von bisher landwirtschaftlich 
genutzten Flächen; 

— Maßnahmen zur Förderung der vorzeitigen Ein-
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätig-
keit, insbesondere im Hinblick auf eine Verrin-
gerung der für die Agrarerzeugung genutzten 
landwirtschaftlichen Flächen; 

— Maßnahmen zur Stützung der landwirtschaftli-
chen Einkommen wie der Ausgleich für dauer-
hafte naturbedingte Nachteile in den benach-
teiligten Gebieten und den Berggebieten; 

— Maßnahmen zum Schutz und zur Erhaltung von 
Natur und Umwelt; 

— Maßnahmen zur Förderung der Niederlassung 
junger Landwirte; 

— Maßnahmen zur Anpassung der innerbetriebli-
chen Strukturen, insbesondere der Investitio-
nen; 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Vermark-
tung und Verarbeitung land- und forstwirt-
schaftlicher Erzeugnisse entsprechend den an-
hand der Vorschriften in Artikel 11 Absatz 1 
festgelegten Bedingungen und Kriterien; 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Vermark-
tung und Verarbeitung von Fischereierzeugnis-
sen. 

TITEL II 

Förderung der Entwicklung und 
der strukturellen Anpassung der Regionen 
mit Entwicklungsrückstand 

Artikel 3 

1. Der Fonds kann zur Verwirklichung des in Arti-
kel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 genann-
ten Ziels Nr. 1 durch die Finanzierung von Maß-
nahmen beitragen, die die Entwicklung und Ver-
besserung der land- und forstwirtschaftlichen 
Strukturen, die Erhaltung der Natur und die länd-
liche Entwicklung zum Gegenstand haben. 

2. Für eine Beteiligung des Fonds haben die Gebiete 
innerhalb der Regionen mit Entwicklungsrück-
stand Vorrang, deren Agrarstruktur einen beson-
ders deutlichen Rückstand aufweist, vor a llem, 
wenn diese Gebiete innerhalb von Berggebieten 
oder benachteiligten Gebieten im Sinne von Arti-
kel 3 der Richtlinie 75/268/EWG des Rates 1 ) lie-
gen. 

Artikel 4 

Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 kann der Fonds operationelle Pro-
gramme, integrierte operationelle Programme sowie 
Globalzuschüsse finanzieren, die sich in ein gemein-
schaftliches Förderkonzept eingliedern und eine oder 
mehrere der in Artikel 5 genannten Maßnahmen be-
treffen. 

Artikel 5 

Die finanzielle Beteiligung des Fonds an den opera-
tionellen Programmen kann insbesondere folgende 
Maßnahmen umfassen: 

— Förderung der Einstellung der landwirtschaftli-
chen Erwerbstätigkeit im Hinblick auf die Um-
strukturierung der Landwirtschaft und die Förde-
rung der Niederlassung junger Landwirte; 

— Umstellung, Diversifizierung und Verringerung 
der Erzeugung mit Hilfe spezifischer Maßnah-
men; 

— in dem Umfang, in dem ihre Finanzierung in der 
Verordnung (EWG) Nr..../88 (EFRE) des Rates 2) 
nicht vorgesehen ist: 

— Verbesserung der für die Entwicklung von 
Land- und Forstwirtschaft unerläßlichen ländli-
chen Infrastrukturen; 

— Diversifizierungsmaßnahmen, um insbeson-
dere den Landwirten zusätzliche Beschäfti-
gungsmöglichkeiten oder Einkommensalterna-
tiven zu bieten; 

— Flurbereinigung, einschließlich der damit zusam-
menhängenden Arbeiten; 

1) ABl. Nr. L 128 vom 19. Mai 1975, S. 1 
2) ABl. Nr. L .. . 
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— individuelle oder kollektive Boden- und Weideme-
lioration; 

— Bewässerung, einschließlich der Erneuerung und 
Verbesserung des Bewässerungsnetzes ; Anlage 
kollektiver Bewässerungsnetze ausgehend von 
bestehenden Hauptkanälen sowie kleiner, nicht 
durch kollektive Netze versorgter Bewässerungs-
systeme; Erneuerung der Entwässerungssysteme; 

— Förderung von Investitionen zur Entwicklung des 
Fremdenverkehrs und des Handwerks, einschließ-
lich der Wohnraummodernisierung in den land-
wirtschaftlichen Betrieben; 

— Schutz der Umwelt und Erhaltung des ländlichen 
Raums; 

— Wiederaufbau eines durch Naturkatastrophen zer-
störten landwirtschaftlichen Produktionspotenti-
als; 

— Entwicklung und Aufwertung des Waldes nach 
Bedingungen und Kriterien, die vom Rat auf Vor-
schlag der Kommission erlassen werden, insbeson-
dere: 

— Aufforstung sowie Verbesserung und Neuan-
lage von Wäldern, 

— die für die Valorisierung des Waldes erforderli-
chen flankierenden Arbeiten und Begleitmaß-
nahmen, 

im Hinblick auf die Erhöhung des Beitrags des 
Waldes zur Erhaltung und zum Schutz der Umwelt 
sowie als Beschäftigungs- und Einkommensergän-
zung für die Landwirte; 

— Entwicklung der land- und forstwirtschaftlichen 
Beratung und Verbesserung der Ausstattung für 
die landwirtschaftliche Ausbildung. 

TITEL III 
Förderung der Entwicklung der ländlichen 
Gebiete der Gemeinschaft, die in den unter das 
Ziel Nr. 5b fallenden Regionen liegen 

Artikel 6 

1. Um insbesondere im Hinblick auf die Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik und vornehmlich 
durch die Erschließung ihres endogenen Entwick-
lungspotentials die Entwicklung der ländlichen 
Gebiete der Gemeinschaft zu fördern, die nicht in 
den unter das Ziel Nr. 1 fallenden Regionen liegen, 
können die Mitgliedstaaten Pläne zur Entwicklung 
des ländlichen Raumes für Gebiete auf der für ge-
eignet gehaltenen Ebene einreichen, die anhand 
der Kriterien in Artikel 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. [KOORD/]88 ausgewählt worden sind. 

2. Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 kann der Fonds operationelle Pro-
gramme, integrierte operationelle Programme so-
wie Globalzuschüsse finanzieren, die sich in ein 
gemeinschaftliches Förderkonzept eingliedern und 
eine oder mehrere der in Artikel 5 genannten Maß-
nahmen betreffen. 

Artikel 7 

1. In den Plänen zur ländlichen Entwicklung sind au-
ßer den in Artikel 11 Abs. 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 und in Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. [KOORD/]88 genannten noch folgende 
Angaben zu machen: 

— die Abgrenzung der vorgeschlagenen ländli-
chen Gebiete und die Begründung hierfür. Im 
allgemeinen muß ein vorgeschlagenes Gebiet 
einer NUTS-Gebietseinheit der Ebene III oder 
einem homogenen Gebiet entsprechen, das 
nicht größer ist als eine NUTS-Gebietseinheit 
der Ebene III; 

— die für die Überprüfung der Auswahlkriterien 
gemäß Artikel 4 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. [KOORD/]88 erforderlichen Angaben; 

— die Angaben betreffend das sozioökonomische 
Umfeld in den vorgeschlagenen Gebieten. 

TITEL IV 

Allgemeine Vorschriften 
und Übergangsvorschriften 

Artikel 8 

Der Beitrag des Fonds zur Durchführung der in Arti-
kel 5 Abs. 2 Buchstabe e der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 genannten Intervention kann sich er-
strecken auf 

— die Verwirklichung von Pilotvorhaben im Bereich 
der Förderung der Entwicklung der ländlichen Ge-
biete, einschließlich der Entwicklung und Aufwer-
tung des Waldes; 

— die Unterstützung der technischen Hilfe und die 
Beteiligung an den für die Ausarbeitung der Aktio-
nen erforderlichen Voruntersuchungen; 

— Untersuchungen zur Bewertung der Effizienz der 
in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen 
Maßnahmen; 

— die Durchführung von Demonstrationsvorhab en, 
 mit denen die Landwirte über die tatsächlichen 

Möglichkeiten der den Zielen der Reform der Ge-
meinsamen Agrarpolitik entsprechenden Produk-
tionssysteme, -methoden und -techniken infor-
miert werden können. 

Artikel 9 

Die Kommission erläßt die erforderlichen Durchfüh-
rungsvorschriften zu dieser Verordnung. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
die Angaben, anhand derer überprüft werden kann, 
ob die Vorschriften von Artikel 7 Abs. 1 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 eingehalten worden sind. 
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Artikel 11 

1. Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Verfahren des Artikels 43 des Vertrags 
vor dem 31. Dezember 1989, wie und unter wel-
chen Bedingungen sich der Fonds an den Maßnah-
men für die Verbesserung der Verarbeitungs- und 
Vermarktungsbedingungen für land- und forst-
wirtschaftliche Erzeugnisse sowie für Erzeugnisse 
der Fischerei gemäß Artikel 2 Abs. 2 unter Berück-
sichtigung folgender Grundsätze beteiligen kann: 

— Vorbedingung für die Intervention der Gemein-
schaft ist die Genehmigung von Plänen für die 
einzelnen Sektoren, in denen insbesondere 
nachgewiesen wird, daß der betreffende Sektor 
an die Erfordernisse der GAP und an die Ge-
meinsame Fischereipolitik angepaßt werden 
muß; 

— die Interventionsform ist das operationelle Pro-
gramm im Sinne von Artikel 5 Abs. 5 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2052/88 bzw. der Globalzu-
schuß gemäß Artikel 5 Abs. 2 jener Verord-
nung; 

— in den Gebieten der Gemeinschaft, die nicht in 
Artikel 3 und 6 der vorliegenden Verordnung 
genannt sind, ist eine Intervention nur zulässig, 
wenn die Maßnahmen folgendes betreffen: 

— die unerläßliche Anpassung eines landwirt-
schaftlichen Produktionssektors, 

— die Umstellung auf nicht überschüssige Er-
zeugungen, auch außerhalb des Agrar-Nah-
rungsmittelbereichs, und alternative Pro-
duktionen, 

— den Sektor Forstwirtschaft, 

— den Sektor Fischerei.  

2. Die Verordnung (EWG) Nr. 355/77 des Rates 3) 
wird mit Inkrafttreten des in Absatz 1 genannten 
Ratsbeschlusses aufgehoben. 

Für den Fischereisektor können jedoch Vorhaben 
nach Maßgabe dieser Verordnung noch bis 
zum ... eingereicht werden. 

3. Abweichend von Absatz 2 gelten jedoch die Vor-
schriften der Artikel 6 bis 15 sowie 17 bis 23 der 
Verordnung (EWG) Nr. 355/77 für die vor Inkraft-
treten des in Artikel 1 genannten Ratsbeschlusses 
eingereichten bzw. im Sektor Fischerei für die bis 
zum ... eingereichten Vorhaben auch weiterhin. 

4. Die operationellen Programme gemäß Artikel 4 
und 6 können nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung Maßnahmen zur Verbesserung der Vermark-
tung und Verarbeitung von land- und forstwirt-
schaftlichen Erzeugnissen sowie von Erzeugnissen 
der Fischerei umfassen, sofern sie den einschlägi-
gen Vorschriften entsprechen. 

Artikel 12 

Artikel 1 Abs. 3, Artikel 6 bis 6 c sowie Artikel 7 
Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 werden auf-
gehoben. 

Artikel 13 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

3) ABl. Nr. L 51 vom 23. Februar 1977, S. 1 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Gautier 

Die Vorschläge wurden durch die Unterrichtung über 
die gemäß §§ 80 und 93 der Geschäftsordnung an die 
Ausschüsse überwiesenen Vorlagen in Drucksa-
che 11/3117 (Nr. 2.2) vom 14. Oktober 1988 zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft 
und zur Mitberatung an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, an den Ausschuß für Ar-
beit und Sozialordnung und an den Haushaltsaus-
schuß überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Verordnungen in seiner Sitzung am 
30. November 1988 zur Kenntnis genommen und mit 
Mehrheit folgende Entschließung befaßt: 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten stellt fest, daß 

— aufgrund erster Schätzungen für das abgelaufene 
Wirtschaftsjahr 1987/88 im Durchschnitt der 
Haupterwerbsbetriebe mit einem erheblichen Ein-
kommensrückgang gegenüber dem Vorjahr ge-
rechnet werden muß, 

— der Gewinnrückgang, insbesondere bei Markt-
fruchtbau- und Veredlungsbetrieben, ein drasti-
sches Ausmaß anzunehmen droht, 

— in der Bundesrepublik Deutschland ländlich struk-
turierte Gebiete erhebliche Entwicklungsproble-
me aufweisen, 

— demgegenüber im EG-Haushalt deutliche Einspa-
rungen zu erwarten sind, so daß die Mitgliedstaa-
ten im Jahr 1989 — im Vergleich zum Budgetent-
wurf der EG-Kommission — erheblich weniger be-
lastet werden, 

— es die EG-Kommission versäumt hat, den finanzi-
ellen Spielraum zugunsten der europäischen 
Landwirtschaft zu nutzen, 

— die auf dem europäischen Gipfel ebenfalls be-
schlossenen Maßnahmen zur Flächenstillegung 
und zur Steigerung der Verfütterung von Getreide 
völlig unzureichend gemeinschaftsweit umgesetzt 
sind. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ersucht die Bundesregierung 

1. im Rahmen der Beratungen der Strukturfonds da-
für einzutreten, daß 

— die Maßnahmen sehr sorgfältig auf ihre Auswir-
kungen auf landwirtschaftliche Überschuß-
märkte überprüft werden, 

— bei der Abgrenzung der förderfähigen ländli-
chen Gebiete durch eine flexible Handhabung 
der Kriterien auch Regionen in der Bundesrepu-

blik Deutschland mit Entwicklungsproblemen 
einbezogen werden können; 

2. in den Gremien der EG mit allem Nachdruck für 
eine gleichgewichtige und wirkungsvolle Anwen-
dung der Flächenstillegung in allen Mitgliedstaa-
ten einzutreten, um die einseitigen Belastungen 
der europäischen Landwirte durch Interventions-
preissenkung und Mitverantwortungsabgabe ab-
zuwenden. Um den Engpässen einiger Mitglied-
staaten bei der nationalen Mitfinanzierung zu be-
gegnen, sollte der größere finanzielle Spielraum 
der EG genutzt werden, den gemeinschaftlichen 
Finanzierungsanteil für alle zu erhöhen. Zur Stei-
gerung des innergemeinschaftlichen Getreidever-
brauchs in der Verfütterung und damit zur Stabili-
sierung der Marktpreise ist auf die Erhebung der 
Mitverantwortungsabgabe bei Futtergetreide zu 
verzichten. Falls die EG-Kommission nicht bis zum 
nächsten Wirtschaftsjahr sicherstellt, daß das Flä-
chenstillegungsprogramm in allen Mitgliedstaaten 
umgesetzt wird, ist als Gegenleistung für die bei 
uns bereits vollzogene Maßnahme die Mitverant-
wortungsabgabe Getreide in der Bundesrepublik 
Deutschland auszusetzen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat auf eine 
Mitberatung verzichtet. 

II. 

Die Reform der Strukturfonds war im ersten Halbjahr 
1988 unter deutscher Präsidentschaft mit den Ent-
scheidungen des Europäischen Rates vom 11./12. Fe-
bruar 1988 über das Delors-Paket und der Verabschie-
dung der Rahmen-VO zur Reform der Strukturfonds 
durch den Allgemeinen Rat am 24. Juni 1988 auf den 
Weg gebracht worden. 

Die wesentlichen Elemente der Reform sind: 

1. Die gemeinschaftliche Strukturpolitik wird künftig 
auf die Erreichung von fünf Zielen ausgerichtet: 

— Ziel Nr. 1: 
Förderung der Entwicklung und der strukturel-
len Anpassung der Regionen mit Entwicklungs-
rückstand; 

— Ziel Nr. 2: 
Förderung der Umstellung der Regionen, 
Grenzregionen oder Teilregionen (einschl. Ar-
beitsmarktregionen und städtische Verdich-
tungsräume), die vom industriellen Niedergang 
schwer betroffen sind; 

— Ziel Nr. 3: 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit; 

— Ziel Nr. 4: 
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Erleichterung der Eingliederung der Jugendli-
chen in das Erwerbsleben; 

— Ziel Nr. 5: 
Im Hinblick auf die Reform der gemeinsamen 
Agrarpolitik; 
Ziel Nr. 5 a) : 
Beschleunigte Anpassung der Agrarstrukturen 
Ziel Nr. 5b): 
Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums. 

2. Die drei Fonds der Gemeinschaft — Regional-, So-
zial- und Agrarfonds, Abtlg. Ausrichtung — wer-
den zur Erreichung dieser Ziele mit folgender Auf-
gabenverteilung eingesetzt: 

— für Ziel Nr. 1: 
Regional-, Sozial- und Agrarfonds, Abtlg. Aus-
richtung 

— für Ziel Nr. 2: 
Regional- und Sozialfonds 

— für Ziel Nr. 3: 
Sozialfonds 

— für Ziel Nr. 4: 
Sozialfonds 

— für Ziel Nr. 5 a: 
Agrarfonds, Abtlg. Ausrichtung 

— für Ziel Nr. 5 b: 
Agrafonds, Abtlg. Ausrichtung, Sozial- und Re-
gionalfonds. 

3. Zur Verwirklichung dieser Ziele sollen die Finanz-
mittel bis 1993 real verdoppelt werden (Basis 
1987). 

Für den Zeitraum 1988 bis 1992 sind über 53 Mrd. 
ECU (in Preisen 1988) vorgesehen. 

Die Mittel sollen insbesondere auf die am stärksten 
benachteiligten Gebiete der Gemeinschaft kon-
zentriert werden (Ziel Nr. 1 — Gebiete), damit die 
extreme Strukturschwäche dieser Gebiete über-
wunden wird und sie im Wettbewerb künftig bes-
ser bestehen können. Der Europäische Binnen-
markt sollte damit einhergehen, die unterschiedli-
chen Lebensverhältnisse der einzelnen Regionen 
in Europa einander anzunähern. 

4. Der Einfluß der EG-Kommission auf die Gestaltung 
und Durchführung der gemeinschaftlichen Struk-
turpolitik ist gewachsen. Sie legt im Einvernehmen 
mit dem jeweiligen Mitgliedstaat das gemein-
schaftliche Förderkonzept für die Intervention der 
Gemeinschaft nach Art und Umfang fest. Sie wird 
dabei hinsichtlich der Verfolgung der Ziele Nr. 1 
und 2 von einem Ausschuß aus Vertretern der Mit-
gliedstaaten beraten. Hinsichtlich der Ziele Nr. 3 
und 4 wird sie von einem Ausschuß gemäß Arti-
kel 124 EWG-Vertrag beraten, der aus Vertretern 
der Mitgliedstaaten sowie der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände besteht. Für die Ziele 
Nr. 5 a und 5 b gibt es einen Verwaltungsausschuß 
aus Vertretern der Mitgliedstaaten, der seine Stel-
lungnahme mit qualifizierter Mehrheit beschließt. 

Der vorgesehene Einsatz mehrerer Fonds zur Errei-
chung eines Zieles erfordert sowohl auf der Ebene der 
EG als auch auf nationaler Ebene eine enge ho rizon-
tale und vertikale Koordinierung gemeinschaftlich fi-
nanzierter Aktionen. Daher ist die Koordinierungs

-

VO für alle drei Strukturfonds von großer Bedeu-
tung. 

Die Koordinierungs-VO enthält mehrere Titel: 
Der Titel I  umfaßt allgemeine Koordinierungsvor-
schriften. Dabei ist im Artikel 1 festgehalten, daß die 
Kommission unter Wahrung des Partnerschaftsprin-
zips — d. h. in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaa-
ten — für die Koordinierung sorgt. Darüber hinaus 
enthält er im Artikel 4 Kriterien für die Auswahl der 
ländlichen Gebiete (Ziel Nr. 5 b-Gebiete). Die EG-
Kommission hat sich bereit erklärt, die im Absatz 2 
dieses Artikels enthaltenen „fakultativen" Kriterien 
so anzuwenden, daß eine angemessene Förderung 
der Entwicklung des ländlichen Raumes in solchen 
Gebieten möglich bleibt, die von der Reform der Ge-
meinsamen Agrarpolitik besonders betroffen wer-
den. 

Der Titel II enthält technische Vorschriften zur Einrei-
chung der Pläne durch die Mitgliedstaaten. 

Titel III behandelt das von der Kommission im Einver-
nehmen mit dem Mitgliedstaat festzulegende ge-
meinschaftliche Förderkonzept. Dieses Konzept um-
faßt die prioritären Schwerpunkte für die Gemein-
schaftsaktion, einen Überblick über die vorgesehenen 
Interventionsformen, einen indikativen Finanzie-
rungsplan und ggf. Angaben für Untersuchungen und 
technische Hilfe durch die Kommission. In diesem Ti-
tel ist auch die Bestimmung enthalten, daß die Auf-
stockung der Fondsmittel sich in zunehmendem Maße 
tatsächlich auf die Wirtschaft der betroffenen Regio-
nen auswirken und mindestens zu einer entsprechen-
den Zunahme der gesamten öffentlichen (gemein-
schaftlichen und einzelstaatlichen) Interventionen in 
dem Mitgliedstaat führen soll. 

Titel IV regelt die Einzelheiten der Beteiligung der 
Fonds, vor allem die Bearbeitung der Anträge der Mit-
gliedstaaten bzw. der von ihm benannten Behörden 
auf Beteiligung der Strukturfonds. 

Titel V umfaßt die Differenzierung der Gemein-
schaftsbeteiligung. Die Beteiligung wird in Prozent-
sätzen festgelegt und entweder im Verhältnis zu den 
zuschußfähigen Gesamtkosten oder aber im Verhält-
nis zu den öffentlichen Gesamtausgaben oder gleich-
gestellten zuschußfähigen Ausgaben berechnet. Die 
Höhe der Gemeinschaftsbeteiligung wird gemäß den 
Bestimmungen in der Rahmen-VO im gemeinschaftli-
chen Förderkonzept festgelegt. 

Titel VI enthält die Finanzvorschriften einschließlich 
der Finanzkontrolle. 

Titel VII regelt die Begleitung und Bewertung der 
strukturpolitischen Maßnahmen. Die Begleitung er-
folgt durch Meldeverfahren, Stichprobenkontrollen 
und die Einsetzung von Ausschüssen; sie wird ge-
meinsam zwischen Mitgliedstaat und Kommission 
vereinbart. Im Rahmen der Bewertung, die ex-ante 
und ex-post durchgeführt wird, sollen vor allem die 
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Gesamtauswirkungen auf die zu erreichenden Ziele 
untersucht werden. 

Titel VIII regelt die Einzelheiten über die drei Aus-
schüsse, die die Kommission hinsichtlich der Errei-
chung der Ziele Nr. 1 und Nr. 2, der Ziele Nr. 3 und 
Nr. 4 sowie der Ziele Nr. 5 a und 5 b unterstützen sol-
len. 

Titel IX enthält die Berichts- und Publizitätsvorschrif-
ten. So sind Jahresberichte über die Tätigkeiten der 
Fonds für die Erreichung der Ziele vorgesehen. 

Titel X umfaßt die Schlußvorschriften. 

Aus den Vorschriften der Koordinierungs-VO läßt sich 
folgendes Schema für die Vorbereitung gemeinschaft-
lich finanzierter Aktionen ableiten: 

— Im ersten Schritt der Vorbereitung werden von den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten regio-
nale und soziale Entwicklungs- bzw. Umstellungs-
plane  aufgestellt; sie sollen für den Zeitraum von 3 
bis 5 Jahren im voraus die vorgesehenen Finanz-
mittel, Maßnahmen, Prioritäten und Rahmenbe-
dingungen enthalten und die zu beantragende Ge-
meinschaftsbeteiligung ausweisen. Für diese Vor-
bereitung stellt die Gemeinschaft technische und 
finanzielle Hilfe in Aussicht. 

Die Pläne werden der Kommission zur Beurteilung 
vorgelegt; grundsätzlich soll dies bis Ende März 
1989 geschehen. 

— Im zweiten Schritt legt die Kommission im Einver-
nehmen mit dem betreffenden Mitgliedstaat ge-
meinschaftliche Förderkonzepte fest, die insbeson-
dere die Schwerpunkte der gemeinsamen Aktion, 
die Maßnahmen, die Interventionsformen und In-
dikative Finanzierungspläne enthalten. Die Ge-
nehmigung dieser Förderkonzepte soll spätestens 
6 Monate nach Eingang der Pläne von der Kom-
mission beschlossen werden; dieser Beschluß wird 
den Mitgliedstaaten als Absichtserklärung mitge-
teilt und im Amtsblatt veröffentlicht. 

— Im dritten Schritt können die Mitgliedstaaten Be-
teiligungsanträge vorlegen, wobei diese Anträge 
überwiegend die Interventionsform „operationel-
les Programm" haben sollen (daneben kann die 
Mitfinanzierung von Projekten, Beihilferegelun-
gen, Studien und Globalzuschüssen beantragt 
werden). 

Diese Beteiligungsanträge für operationelle Pro-
gramme können die Mitgliedstaaten aber auch 
schon gleichzeitig mit den Plänen (s. erster Schritt) 
der Kommission zur Genehmigung vorlegen; die 
Kommission entscheidet hierüber innerhalb von 
6 Monaten. Die Gesamtdauer des Verfahrens kann 
hierdurch abgekürzt werden. 

Die wichtigsten Elemente der Reform des EG-Regio-
nalfonds (EFRE) aufgrund der neuen Verordnungen 
sind folgende: 

1. Ausrichtung des Fonds auf drei Ziele, die zugleich 
bestimmte Gebietstypen darstellen: 

— Beim Ziel Nr. 1 geht es um die Förderung der 
Entwicklung der strukturschwächsten Gebiete 

der Gemeinschaft, in denen das Pro-Kopf-Ein-
kommen nicht mehr als 75 % des EG-Durch-
schnitts beträgt. Für dieses Ziel sollen bis zu 
80 % der EFRE-Mittel eingesetzt werden; etwa 
20 % der EG-Bevölkerung leben in diesen Ge-
bieten, die im Anhang zur Rahmenverordnung 
aufgelistet sind; deutsche Gebiete sind nicht 
dabei. 

— Beim Ziel Nr. 2 geht es um die Förderung der 
Umstellung von Industriegebieten mit rückläu-
figer Entwicklung, also z. B. um Montan- und 
Werftstandorte mit hoher Arbeitslosenquote 
und hohen, aber zurückgehenden Industriebe-
schäftigungsanteilen. 

— Beim Ziel Nr. 5 b handelt es sich um rückstän-
dige ländlich strukturierte Gebiete, deren Um-
stellung von überwiegend agrarisch auf zuneh-
mend gewerblich strukturierte Wirtschaftstätig-
keiten gefördert werden soll. 

Neu ist, daß die Kommission auf der Basis von Kri-
terien, die der Rat bestimmt hat, die Interventions-
gebiete von Ziel 2 und 5 b festlegt. Berlin ist durch 
politischen Beschluß des Rates als Ziel-2-Gebiet 
anerkannt worden. 

2. Stärkere Beteiligung regionaler und lokaler Behör-
den und partnerschaftliche Zusammenarbeit. 

Künftig soll die Zusammenarbeit zwischen der 
Kommission und den in den Mitgliedstaaten für die 
regionale Strukturpolitik zuständigen Behörden 
verstärkt werden. Die Beteiligung lokaler und re-
gionaler Stellen an der Planung, Vorbereitung und 
Durchführung von Gemeinschaftsaktionen wird 
zunehmend institutionalisiert und soll im Geiste 
der Partnerschaft stattfinden; die vertikale Koordi-
nierung muß daher ausgebaut werden. 

Die Kommission hat bereits im Rahmen einer Mit-
teilung die Einrichtung des Rates der Regionen 
vorgesehen, dem sie vorsitzt und dem lokale und 
regionale Vertreter der Mitgliedstaaten angehören 
sollen. 

In die Begleitausschüsse werden neben der Korn-
mission und den Mitgliedstaaten auch Vertreter 
regionaler sowie voraussichtlich auch Vertreter der 
an der Durchführung beteiligten lokalen Stellen 
aufgenommen werden müssen. 

3. Kompetenzausweitung der Kommission 

Die Mitwirkung und der Einfluß der Kommission 
auf die EG-Regionalpolitik verstärken sich, wäh-
rend der Rat und die Mitgliedstaaten Kompetenzen 
verlieren. 

Beispiele hierfür sind: 

— Bisher hatten alle Mitgliedstaaten im EFRE

-

Verwaltungsausschuß Mitentscheidungsrechte 
beim Mitteleinsatz für größere Projekte und ge-
nerell für Programme; künftig gibt es nur noch 
einen beratenden Ausschuß, der Stellungnah-
men zu allgemeinen Fragen der EG-Regional-
politik abgeben kann. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/3652 

— Bisher entschied der Rat über Programme, die 
auf Initiative der Kommission eingeleitet wur-
den; künftig kann die Kommission solche Pro-
gramme, im Einvernehmen mit einzelnen Mit-
gliedstaaten, allein in Gang setzen. 

— Das Fördergebiet des EFRE wurde bisher von 
den Mitgliedstaaten festgelegt; nun stellt die 
Kommission das Gebietsverzeichnis aufgrund 
von Kriterien auf, die der Rat festgelegt hat. Die 
Ziel-1-Gebiete sind allerdings durch Ratsbe-
schluß bestimmt. 

— Künftig wird ein sog. Gemeinschaftliches För-
derkonzept für gemeinsam finanzierte Aktio-
nen von maßgeblicher Bedeutung sein; dieses 
Konzept legt die Kommission im Einvernehmen 
mit dem betroffenen Mitgliedstaat fest. Da die 
Kommission aber über die Bereitstellung von 
EFRE-Mitteln allein entscheidet, wird sie „das 
letzte Wort" haben und ihre Anliegen und Prio-
ritäten zumeist durchsetzen können (Politik des 
„goldenen Zügels"). Sie wird auf diesem Wege 
auch versuchen, Einfluß auf die rein nationale 
Regionalpolitik zu gewinnen. 

4. Neue Förderinhalte und Interventionsformen 

Es ist damit zu rechnen, daß die Kommission ihre 
ausgedehnten Einflußmöglichkeiten künftig auch 
nutzen wird. Dies gilt vor allem auch für die P riori

-tätensetzung bei den Förderinhalten bzw. Maß-
nahmen und bei den Interventionsformen, an de-
nen sich der EFRE finanziell beteiligen kann. 

Schwerpunkte wird die Kommission z. B. bei der 
Förderung von 

— Infrastrukturmaßnahmen, 

— kleinen und mittleren Unternehmen und deren 
spezifischer Infrastruktur (z. B. gemeinsam be-
triebene Beratungseinrichtungen), 

— Technologie- und Innovationstransfermaßnah-
men, 

— Einrichtungen der modernen Kommunikation 

setzen; dabei wird sie vor allem auch im nicht inve-
stiven Bereich ihre Kofinanzierung anbieten. 

Es muß allerdings gesehen werden, daß die Kom-
mission auch diese Ausrichtungen nur im Einver-
nehmen mit den jeweils betroffenen Mitgliedstaa-
ten vornehmen kann. 

Der Allgemeine Rat hat sich am 21. November 1988 
auf eine Gemeinsame Haltung zu den Durchfüh-
rungsverordnungen geeinigt. Am 22. November 1988 
wurde für den Sozialfonds und für den Agrarfonds/ 
Abteilung Ausrichtung das Anhörungsverfahren mit 

dem Europäischen Parlament abgeschlossen. Zu der 
Koordinierungs- und zur Regionalfond-Verordnung 
findet im Rahmen des Zusammenarbeitsverfahrens 
eine zweite Lesung des Europäischen Parlaments 
statt, so daß nach dem endgültigen Beschluß des Ra-
tes, der für den 19./20. Dezember 1988 vorgesehen ist, 
ab Januar 1989 die Reform der Strukturfonds ange-
wendet werden kann. 

III. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Koordinierungs

-

Verordnung und die Durchführungs-Verordnungen 
in seiner Sitzung am 30. November 1988 beraten. 
Übereinstimmend wurde festgestellt, daß die Koordi-
nierungs-Verordnung ein schwerfälliges, bürokrati-
sches und zentralistisches Verwaltungs- und Kontroll-
verfahren darstellt. Es wurde die Sorge zum Ausdruck 
gebracht, daß die erwünschte Effizienzsteigerung 
nicht stattfindet. Nach Mitteilung der Bundesregie-
rung wurden diese Bedenken von den anderen EG-
Mitgliedstaaten und der EG-Kommission zumindest 
in diesem Umfang nicht geteilt, so daß die Verfahrens-
vorschriften grundsätzlich nicht geändert werden 
konnten. Im Ausschuß wurde jedoch darauf hingewie-
sen, daß es möglich sein müßte, zumindest in den am 
8. Dezember 1988 beginnenden Gesprächen über die 
Durchführungsbestimmungen diese dahingehend zu 
fassen, daß den Bedenken Rechnung getragen wird. 

Die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft nah-
men an, daß der Europäische Fond für Regionale Ent-
wicklung (EFRE) künftig für die Regionen in der Bun-
desrepublik Deutschland nur in geringerem Umfang 
Mittel zur Kofinanzierung bereitstellen werde. Auf je-
den Fall würden die Mittel für eine Gebietskulisse 
verfügbar sein, die deutlich kleiner ausfallen werde 
als bisher. Da 80 v. H. der Mittel für das Ziel Nr. 1 in 
Anspruch genommen werden, für das die Bundesre-
publik Deutschland keine in Betracht kommenden 
Gebiete aufzuweisen habe, müsse darauf hingewirkt 
werden, daß die deutschen Problemregionen bei der 
Förderung im Rahmen der Ziele 2 (Förderung der Um-
stellung der Regionen, die vom industriellen Nieder-
gang schwer betroffen sind) und 5 b (Förderung der 
Entwicklung des ländlichen Raumes) und soziale 
Maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen der Ziele 3 (Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit) und 4 (Erleichterung der Eingliederung 
der Jugendlichen in das Erwerbsleben) angemessen 
berücksichtigt werden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag einmütig bei vier Enthaltungen, den 
vorgeschlagenen Beschluß zu fassen. 

Bonn, den 30. November 1988 

Dr. Gautier 

Berichterstatter 








